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Viertes Gesetz 
 zur Änderung des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, 

Rettungsdienst und Katastrophenschutz1

Vom 8. Januar 2024

1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung 
der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. 
L 197 vom 24.7.2021, S. 1).

Der Sächsische Landtag hat am 13. Dezember 2023 das 
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung 

des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz

Das Sächsische Gesetz über den Brandschutz, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz vom 24. Juni 2004 
(SächsGVBl. S. 245, 647), das zuletzt durch das Gesetz vom 
25. Juni 2019 (SächsGVBl. S. 521) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11 Integrierte Regionalleitstellen“.
b) Nach der Angabe zu § 12 wird folgende Angabe ein-

gefügt:
„§ 12a Organisierte Erste Hilfe“.

c) Die Angabe zu § 17 wird wie folgt gefasst:
„§ 17 Leitung der öffentlichen Feuerwehren“.

d) Nach der Angabe zu § 18 wird folgende Angabe ein-
gefügt:
„§ 18a Kinder- und Jugendfeuerwehren“.

e) Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst:
„§ 22 Brandverhütungsschauen und Erstellung 

von Stellungnahmen zu Belangen des 
Brandschutzes“.

f) Nach der Angabe zu § 22 wird folgende Angabe 
eingefügt:
„§ 22a Brandverhütungsschauen in Wäldern“.

g) Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:
„§ 24 Landesbranddirektor und -direktorin, Be-

zirks- sowie Kreisbrandmeister und -meis-
terin“.

h) Nach der Angabe zu § 28 wird folgende Angabe 
eingefügt:
„§ 28a Qualitätssicherung“.

i) Die Angabe zu § 35 wird wie folgt gefasst:
„§ 35 Massenanfall von Verletzten oder Erkrank-

ten“.
j) Nach der Angabe zu § 37 wird folgende Angabe ein-

gefügt:
„§ 37a Personenauskunftsstelle“.

k) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst:
„§ 40 Mitwirkung von Leistungserbringern und 

privaten Hilfsorganisationen“.
l) In der Angabe zu § 41 werden nach dem Wort „Hel-

fer“ die Wörter „und Helferinnen“ eingefügt.
m) Nach der Angabe zu § 45 wird folgende Angabe 

eingefügt:
„§ 45a Schutz Kritischer Infrastrukturen“.

n) Nach der Angabe zu § 49 wird folgende Angabe 
eingefügt:
„§ 49a Großschadensereignis“.

o) Die Angabe zu Abschnitt 8 wird wie folgt gefasst:
„Abschnitt 8 

Ehrenamtlich Tätige im Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz“.

p) Die Angabe zu § 65 wird wie folgt gefasst:
„§ 65 Kostentragung durch die Landkreise und 

Kreisfreien Städte bei Katastrophenalarm, 
Katastrophenvoralarm und Großscha-
densereignissen“.

q) Die Angabe zu § 69 wird wie folgt gefasst:
„§ 69 Einsatz der Feuerwehr, Kostenersatz von 

Dritten“.
r) Nach der Angabe zu § 69 wird folgende Angabe 

eingefügt:
„§ 69a Zuweisungen im Brandschutz“.

s) Die Angabe zu § 71 wird wie folgt gefasst:
„§ 71 Aufwendungsersatz durch Dritte bei Groß-

schadensereignissen und für Katastro-
pheneinsätze“.

t) Die Angaben zu den §§ 75 und 76 werden gestri-
chen.

2. In § 1 Absatz 1 werden nach dem Wort „Notständen“ 
ein Komma und das Wort „Großschadensereignissen“ 
eingefügt.

3. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Brandschutz umfasst den vorbeugenden 
Brandschutz, die Brandbekämpfung als abweh-
renden Brandschutz, die technische Hilfe und das 
Großschadensereignis.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Technische Hilfe ist die Hilfeleistung für 

Menschen, Tiere, Sachwerte und die Umwelt bei 
Schäden und öffentlichen Notständen durch Na-
turereignisse und Unglücksfälle unter Einsatz von 
Kräften und Mitteln der Feuerwehr. Öffentlicher 
Notstand ist ein Ereignis, bei dem gegenwärtige 
oder unmittelbar bevorstehende Gefahren für Leib 
und Leben von Menschen oder bedeutende Sach-
werte oder in erheblichem Maß für die Umwelt 
drohen, die nicht allein durch polizeiliche Maßnah-
men beseitigt oder verhindert werden können. Un-
glücksfall im Sinne dieses Gesetzes ist ein plötzlich 
eintretendes Ereignis, das erhebliche Gefahren für 
Menschen, Sachen oder die Umwelt verursacht und 
den Einsatz von Kräften und Mitteln der Feuerwehr 
erforderlich macht. Großschadensereignis ist ein 
Geschehen, das eine große Anzahl von Menschen 
oder erhebliche Sachwerte gefährdet und zu des-
sen wirksamer Bekämpfung die Kräfte und Mittel 
des örtlichen Brandschutzes nicht ausreichen, 
sondern überörtliche Hilfe erheblichen Umfangs 
und überörtliche Führung oder zentrale Führung 
und Einsatzmittel erforderlich sind. Brandschutz-
bedarfsplan ist eine auf Basis einer Gefahren- und 
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Risikoanalyse erarbeitete und an den jeweiligen 
Schutzzielen orientierte Planung, die als Grundlage 
für die Feststellung einer den örtlichen Verhältnis-
sen entsprechenden leistungsfähigen öffentlichen 
Feuerwehr dient.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt 
geändert:
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Notärzten“ 

die Wörter „und Notärztinnen“ und nach dem 
Wort „Notfallpatienten“ die Wörter „und Notfall-
patientinnen“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „Notfallpatien-
ten“ die Wörter „und Notfallpatientinnen“ einge-
fügt.

cc) Satz 7 wird wie folgt gefasst:
„Die Bewältigung eines Massenanfalls von Ver-
letzten oder Erkrankten bei Ereignissen unter-
halb der Katastrophenschwelle ist Bestandteil 
des Rettungsdienstes.“

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und in Satz 2 
wird das Wort „Katastrophenschutzbehörde“ durch 
die Wörter „Brandschutz-, Rettungsdienst- und Ka-
tastrophenschutzbehörde“ ersetzt.

e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Kritische Infrastrukturen sind Organisa-

tionen oder Einrichtungen, bei deren Ausfall oder 
Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Versor-
gungsengpässe, erhebliche Störungen der wirt-
schaftlichen Tätigkeit, der öffentlichen Sicherheit 
oder andere schwerwiegende Folgen für das Ge-
meinwesen eintreten würden.“

f) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und das Wort 
„Leitstelle“ in Satz 1 wird durch die Wörter „Integ-
rierte Regionalleitstelle“ ersetzt.

4. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und in Num-

mer 2 wird das Komma durch die Angabe „nach 
§ 7,“ ersetzt.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:
„(2) Alle Aufgabenträger haben bei der Gefah-

renabwehr zusammenzuarbeiten. Insbesondere 
haben sie sich unverzüglich gegenseitig über Vor-
gänge zu unterrichten, deren Kenntnis für die Auf-
gabenerfüllung anderer Dienststellen, Einheiten 
und Einrichtungen bedeutsam ist.“

5. § 5 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Aufgaben der Gemeinden und Landkreise 

auf dem Gebiet des Brandschutzes sind weisungsfreie 
Pflichtaufgaben. Die Aufgaben der Rettungszweckver-
bände und der Landkreise und Kreisfreien Städte, die 
sich nicht zu einem Rettungszweckverband zusam-
mengeschlossen haben, auf dem Gebiet des Rettungs-
dienstes sind weisungsfreie Pflichtaufgaben. Die Auf-
gaben der Landkreise und Kreisfreien Städte auf dem 
Gebiet des Katastrophenschutzes sind Pflichtaufgaben 
zur Erfüllung nach Weisung; das Weisungsrecht ist 
unbeschränkt. Weisungsrechte auf Grundlage anderer 
gesetzlicher Vorschriften bleiben hiervon unberührt.“

6. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 voran-
gestellt:
„1. Erstellung und Fortschreibung des Brand-

schutzbedarfsplans,“.
bb) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2 und 

das Wort „Ausrüstungen“ wird durch das Wort 
„Einsatzmitteln“ ersetzt.

cc) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden die 
Nummern 3 bis 5.

dd) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6 und 
das Wort „Ausrückordnungen“ wird durch das 
Wort „Ausrückeordnungen“ ersetzt.

ee) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und 
das Wort „Leitstellen“ wird durch die Wörter 
„Integrierten Regionalleitstellen und unteren 
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastro-
phenschutzbehörden“ ersetzt.

ff) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8.
gg) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9 und 

nach dem Wort „Brandverhütungsschauen“ 
werden die Wörter „und Erstellung von Stel-
lungnahmen zu Belangen des Brandschutzes“ 
eingefügt.

hh) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die 
Nummern 10 und 11.

ii) In Nummer 11 wird der Punkt am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt.

jj) Folgende Nummer 12 wird eingefügt:
„12. Einrichtung und Gewährleistung der Ar-

beitsfähigkeit einer Führungsunterstüt-
zungseinrichtung für administrativ-organi-
satorische Aufgaben.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Die Aufgaben nach Absatz 1 können im 

Wege der kommunalen Zusammenarbeit erfüllt 
werden.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

7. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörden sind sachlich 
zuständig für die
1. Beratung und Unterstützung der kreisangehö-

rigen Gemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben im örtlichen Brandschutz,

2. Einrichtung und Unterhaltung von überörtlichen 
Alarmierungssystemen, § 11 Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend; Beteiligung an einem lan-
desweiten Nachrichtenübermittlungssystem,

3. Planung, Organisation und Durchführung von 
Ausbildungsmaßnahmen der öffentlichen Feu-
erwehren im Einvernehmen mit den Gemein-
den,

4. Planung, Organisation und Durchführung von 
Fortbildungsmaßnahmen für die Vorbereitung 
und Bekämpfung von Großschadensereignis-
sen,

5. Festlegung der überörtlichen Einsatzbereiche 
der öffentlichen Feuerwehren der kreisange-
hörigen Gemeinden im Einvernehmen mit den 
Gemeinden,

6. Aufstellung und Fortschreibung überörtlicher 
Alarm- und Ausrückeordnungen sowie überört-
licher Einsatzpläne, die auch der Vorbereitung 
der Bekämpfung von Großschadensereignis-
sen sowie zur Abwehr und Beseitigung der 
Schäden von Großschadensereignissen durch 
die örtlichen Brandschutzbehörden dienen,

7. Ermittlung überörtlicher Gefahrenpotenziale, 
die den Einsatz der Feuerwehren, insbeson-
dere bei Großschadensereignissen, erforder-
lich machen können, auf Basis der Zusammen-
fassung und Ergänzung der gemeindlichen 
Risikoanalysen sowie die Festlegung der not-
wendigen Beschaffung von auch überörtlich 
einzusetzenden Einsatzmitteln gemeinsam mit 
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den Gemeinden (Kreisbrandschutzbedarfspla-
nung),

8. Mitwirkung beim Schutz Kritischer Infrastruktu-
ren,

9. Planung und Durchführung überörtlicher 
Brandschutzübungen sowie Übungen nach 
Maßgabe des § 13,

10. Unterstützung der oberen Brandschutz-, Ret-
tungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde 
bei der Durchführung der Aufsicht über die 
Werkfeuerwehren nach § 21,

11. Unterstützung bei der Durchführung von Brand-
verhütungsschauen sowie bei der Erstellung 
von Stellungnahmen zu Belangen des Brand-
schutzes nach Maßgabe des § 22,

12. Durchführung der Brandverhütungsschau in 
Wäldern nach Maßgabe des § 22a,

13. Bildung besonderer Führungseinrichtungen in 
der Behörde und für die Einsatzstelle,

14. Erstellung und Fortschreibung von allgemeinen 
Katastrophenschutzplänen sowie besonderen 
Alarm- und Einsatzplänen auf der Basis von 
Gefahren- und Risikoanalysen,

15. Vorbereitung der Bekämpfung von Katastro-
phen, die Leitung der Bekämpfung von Kata-
strophen, die dringliche vorläufige Beseitigung 
von Katastrophenschäden,

16. Aufstellung von Schnell-Einsatz-Gruppen nach 
Maßgabe des § 12,

17. Warnung und Information der Bevölkerung bei 
Großschadensereignissen und im Katastro-
phenfall sowie zu schweren Schadensereignis-
sen im Sinne von § 39 Absatz 2 Nummer 3.

Im Rahmen der Kreisbrandschutzbedarfsplanung 
kann zur Optimierung der Aufgabenerledigung, 
insbesondere hinsichtlich der dauerhaften Absi-
cherung der Tageseinsatzbereitschaft sowie der 
Verfügbarkeit der besonderen Einsatzmittel, die 
kommunale Zusammenarbeit, auch in Form von 
Stützpunktfeuerwehren, geprüft werden.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Die Übertragung der Aufgaben nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4, 6, 7, 15 und 17 ist ausgeschlos-
sen.“

c) In Absatz 3 Nummer 3 wird das Wort „Großscha-
densereignissen“ durch die Wörter „Massenanfäl-
len von Verletzten oder Erkrankten im Sinne des § 2 
Absatz 3 Satz 7“ ersetzt.

8. § 8 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummer 9 wird aufgehoben.
bb) Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 9 und 

das Wort „Katastrophenmanagement“ wird 
durch die Wörter „Management von Großscha-
densereignissen und Katastrophen“ ersetzt.

cc) Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 10.
dd) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 11 

und das Wort „sowie“ wird durch ein Komma 
ersetzt.

ee) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 12 und 
der Punkt am Ende wird durch ein Komma er-
setzt.

ff) Die folgenden Nummern 13 bis 15 werden an-
gefügt:
„13. Einrichtung und Unterhaltung eines lan-

deseinheitlichen Nachrichtenübermitt-
lungssystems,

14. Koordinierung der Zusammenarbeit zum 
Schutz Kritischer Infrastrukturen sowie

15. Förderung der Digitalisierung, insbeson-
dere durch landeseinheitliche IT-Verfahren 
im Bereich Brandschutz und Rettungs-
dienst.“

b) Absatz 2 Nummer 2 wird durch folgende Num-
mern 2 bis 4 ersetzt:
„2. Aufsicht über die Werkfeuerwehren nach § 21 

mit Unterstützung der unteren Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbe-
hörden; Absatz 1 Nummer 10 und 11 gilt ent-
sprechend,

3. Erstellung und Fortschreibung einer landeswei-
ten Gefahren- und Risikoanalyse sowie

4. Erstellung und Fortschreibung von landeswei-
ten allgemeinen Katastrophenschutzplänen 
und besonderen Alarm- und Einsatzplänen.“

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 

und Katastrophenschutzbehörde wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Folgendes zu regeln:
1. landeseinheitliche Alarmierungs- und Warnsig-

nale,
2. das Nähere zur Erhebung, Vorlage und Verar-

beitung statistischer Daten der örtlichen Brand-
schutzbehörden, der unteren Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbe-
hörden und der Rettungszweckverbände zum 
Leistungsstand, der Einsatzbereitschaft sowie 
zur Einsatzdokumentation der Feuerwehren 
und des Rettungsdienstes,

3. das Nähere zur landeseinheitlichen Nutzung 
eines Informations- und Führungsunterstüt-
zungsprogramms für das Management von 
Großschadensereignissen und das Katastro-
phenmanagement,

4. das Nähere zu Zuständigkeiten und zur Nut-
zung eines landeseinheitlichen Nachrichten-
übermittlungssystems und

5. das Nähere zur Ausbildung von Rettungssani-
tätern und Rettungssanitäterinnen im Freistaat 
Sachsen.“

9. § 9 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem 

Wort „Vertreter“ die Wörter „oder Vertreterinnen“ 
eingefügt.

b) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Soziales“ 
die Wörter „und Gesellschaftlichen Zusammenhalt“ 
eingefügt.

c) In Nummer 3 werden vor den Wörtern „Umwelt und 
Landwirtschaft“ die Wörter „Energie, Klimaschutz,“ 
eingefügt.

d) In Nummer 14 wird der Satzpunkt durch ein Komma 
ersetzt.

e) Folgende Nummer 15 wird angefügt:
„15. des Landesverbandes Sachsen/Thüringen der 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk.“

10. Nach § 10 Absatz 1 Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt:
„Sie unterstützt die Aus- und Fortbildung nach § 6 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 3 und § 7 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 durch die Erstellung von Aus- und Fortbildungs-
unterlagen.“

11. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 
das Wort „Leitstellen“ durch die Wörter „In-
tegrierten Regionalleitstellen“ ersetzt und in 
Nummer 2 werden die Wörter „Leitstellen- und 
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Funktechnik“ durch die Wörter „Informations- 
und Kommunikationstechnik“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Leitstellen“ durch die 
Wörter „Integrierte Regionalleitstellen“ ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort „Leitstellen“ durch die 
Wörter „Integrierten Regionalleitstellen“ er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Leitstelle“ durch 
die Wörter „Integrierte Regionalleitstelle“ ersetzt 
und werden nach dem Wort „Behandlungseinrich-
tungen“ ein Komma sowie die Wörter „Organisatio-
nen, die Organisierte Erste Hilfe im Sinne von § 12a 
Absatz 1 erbringen,“ eingefügt.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Leitstelle“ durch 
die Wörter „Integrierte Regionalleitstelle“ ersetzt 
und werden vor dem Wort „Nachweis“ die Wörter 
„dem Stand der Technik entsprechenden digitalen“ 
eingefügt sowie das Wort „Großschadensereignis“ 
durch die Wörter „Massenanfall von Verletzten oder 
Erkrankten im Sinne des § 2 Absatz 3 Satz 7“ er-
setzt.

d) In der Überschrift und in Absatz 4 wird jeweils das 
Wort „Leitstellen“ durch die Wörter „Integrierte Re-
gionalleitstellen“ ersetzt.

12. § 12 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 3 

Nr. 2 bis 4“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4“ ersetzt.

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1. Unglücksfällen, öffentlichen Notständen oder 

Großschadensereignissen,“.
c) In Nummer 2 wird das Wort „Großschadensereig-

nissen“ durch die Wörter „Massenanfällen von Ver-
letzten oder Erkrankten im Sinne des § 2 Absatz 3 
Satz 7“ ersetzt.

d) In Nummer 3 werden die Wörter „Verletzten oder 
Erkrankten“ durch die Wörter „Verletzten, Erkrank-
ten oder Betroffenen“ ersetzt.

13. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt:
„§ 12a 

Organisierte Erste Hilfe

(1) Organisierte Erste Hilfe ist die planmäßig und 
auf Dauer angelegte, von einer Organisation geleistete 
qualifizierte Erste Hilfe am Notfallort bis zum Eintreffen 
des Rettungsdienstes. Organisierte Erste Hilfe ist kein 
Teil des Rettungsdienstes.

(2) Die Träger des Rettungsdienstes können mit 
Organisationen, die Organisierte Erste Hilfe erbringen, 
Vereinbarungen abschließen. Diese Vereinbarungen 
dienen ausschließlich dem Zweck, die Organisierte 
Erste Hilfe planbar und in fachlich gebotenem Maße 
zur Unterstützung des Rettungsdienstes einsetzbar zu 
machen. In den Vereinbarungen nach Satz 1 sind fest-
zulegen:
1. der räumliche und fachliche Einsatzbereich,
2. die Qualifikation und Ausrüstung der Einsatzkräfte 

sowie
3. eine Dokumentation und die Sicherstellung des Da-

tenschutzes.

(3) Organisationen, die Organisierte Erste Hilfe 
erbringen, werden von den Integrierten Regionalleitstel-
len auf der Grundlage und im Rahmen der Vereinbarung 
nach Absatz 2 alarmiert.“

14. § 13 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„An den Übungen können auch Betreiber Kritischer 
Infrastrukturen beteiligt werden.“

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Bundespolizei“ 
die Wörter „Landes- und“ eingefügt.

15. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:

„Haben mehrere Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörden Katastrophen-
alarm ausgelöst, ist die Anforderung nach Satz 1 
an die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde zu richten. Diese for-
dert die überörtlichen Kräfte und Mittel an und weist 
sie entsprechend zu. Die oberste Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde 
kann eine von Satz 4 und Satz 5 abweichende Ver-
fahrensweise festlegen. Sie fordert insbesondere 
die Kräfte und Mittel anderer Bundesländer, der 
Bundesrepublik Deutschland und des Auslandes 
an und weist sie entsprechend zu. Die Anforderung 
von Kräften und Mitteln der Bundeswehr in Fällen 
der dringlichen Nothilfe ist hiervon ausgenommen.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „§ 39 und 

§ 40“ die Wörter „bei Großschadensereignis-
sen und“ eingefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Für die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörde gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend.“

c) Absatz 4 wird durch folgende Absätze 4 und 5 er-
setzt:

„(4) Für Großschadensereignisse gelten die 
Absätze 2 und 3 entsprechend.

(5) Einsätze von Kräften und Mitteln des Ka-
tastrophenschutzes außerhalb des Freistaates 
Sachsen sind unverzüglich bei der obersten Brand-
schutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutz-
behörde anzuzeigen. Soweit Kräfte und Mittel des 
Brandschutzes bei Einsätzen außerhalb des Frei-
staates Sachsen, die mindestens der Führungsstufe 
C nach der nach § 16 Absatz 3 Satz 2 eingeführten 
Feuerwehr-Dienstvorschrift 1002 zuzuordnen sind, 
nach Entscheidung einer örtlichen Brandschutzbe-
hörde tätig werden sollen, ist dies unverzüglich bei 
der obersten Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde anzuzeigen.“

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und nach dem 

Wort „Ausland“ werden ein Komma und die Wörter 
„insbesondere im Rahmen des EU-Katastrophen-
schutzverfahrens,“ eingefügt.

16. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) In jeder Gemeinde ist eine Freiwillige Feu-
erwehr (Gemeindefeuerwehr) aufzustellen. § 6 Ab-
satz 2 bleibt unberührt.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) Die Möglichkeit der Großen Kreisstädte, 

die aufgrund von § 2 Absatz 2 des Sächsischen 

2 Feuerwehr-Dienstvorschrift 100 – Führung und Leitung im Einsatz 
(Stand 1999), Bekanntmachung des Sächsischen Staatsminis-
teriums des Innern über Feuerwehr-Dienstvorschriften, Az.: 42-
2111/37/5-2022/71000, vom 20. September 2022 (SächsABl. 
S. 1154).
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Kreisgebietsneugliederungsgesetzes vom 29. Ja-
nuar 2008 (SächsGVBl. S. 102), das durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (Sächs-
GVBl. S. 970) geändert worden ist, die Kreisfreiheit 
verloren haben, eine Berufsfeuerwehr zu unter-
halten, bleibt unberührt. Gemeinden mit mehr als 
80 000 Einwohnern und Einwohnerinnen haben 
eine Berufsfeuerwehr aufzustellen. In Gemeinden 
mit Berufsfeuerwehr bildet diese gemeinsam mit der 
Freiwilligen Feuerwehr die Gemeindefeuerwehr.“

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Ab-
sätze 4 und 5.

d) Folgender Absatz 6 wird angefügt:
„(6) Soweit die Aufgabe nach § 6 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2 im Rahmen einer Zweckvereinba-
rung nach § 71 Absatz 1 des Sächsischen Gesetzes 
über kommunale Zusammenarbeit in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. April 2019 (Sächs-
GVBl. S. 270), das durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 9. Februar 2022 (SächsGVBl. S. 134) geän-
dert worden ist, oder im Rahmen der Bildung eines 
Zweckverbandes nach § 44 Absatz 1 des Sächsi-
schen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
übergegangen ist, gelten die Absätze 1 bis 4 für die 
beauftragte Körperschaft oder den Zweckverband 
entsprechend. Abweichend von § 45 Absatz 2 des 
Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusam-
menarbeit ist der Zweckverband berechtigt, Wap-
pen und Flagge zu führen; § 6 Absatz 1 Satz 2 der 
Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. 
S. 62), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geän-
dert worden ist, findet entsprechende Anwendung.“

17. § 16 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die öffentlichen Feuerwehren wirken bei 
der Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden nach 
§ 6 und der Landkreise und der Kreisfreien Städte 
nach § 7 mit. Ihre Mitwirkung bei der Erfüllung der 
Aufgaben nach § 7 beschränkt sich auf die Brand-
bekämpfung und die technische Hilfe bei Kata-
strophen. Im Rahmen des Rettungsdienstes und 
bei der Beseitigung von Umweltgefahren leisten sie 
technische Hilfe. Rechtsvorschriften, nach denen 
ihnen weitere Aufgaben übertragen werden, bleiben 
unberührt.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
„(3) In den öffentlichen Feuerwehren sind die 

nach § 15 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
erlassenen Unfallverhütungsvorschriften und die im 
Freistaat Sachsen eingeführten Feuerwehr-Dienst-
vorschriften anzuwenden. Die oberste Brand-
schutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutz-
behörde führt die Feuerwehr-Dienstvorschriften 
durch Bekanntmachung im Sächsischen Amtsblatt 
ein. Die eingeführten Feuerwehr-Dienstvorschriften 
werden auf der Internetseite der Landesfeuerwehr- 
und Katastrophenschutzschule Sachsen veröffent-
licht und können dort eingesehen werden.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und in Num-
mer 1 werden die Wörter „unter Berücksichtigung 
von Fläche, Einwohnerzahl und Gefährdungspo-
tenzialen der Gemeinde“ durch die Wörter „sowie 
Hilfsfristen für die Brandschutzplanung“ ersetzt.

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

18. § 17 wird wie folgt gefasst:
„§ 17 

Leitung der öffentlichen Feuerwehren

(1) Der Gemeindewehrleiter oder die Gemeinde-
wehrleiterin leitet die Gemeindefeuerwehr. Er oder sie 
ist für die Leistungsfähigkeit und die ordnungsgemäße 
Dienstdurchführung der Gemeindefeuerwehr verant-
wortlich und soll in allen feuerwehr- und brandschutz-
technischen Angelegenheiten beraten.

(2) Die Gemeindewehrleitung sowie ihre Stellver-
tretung kann hauptamtlich oder ehrenamtlich ausgeübt 
werden. Gemeindewehrleiter und Gemeindewehrleite-
rinnen sowie ihre Stellvertreter und Stellvertreterinnen, 
soweit sie ehrenamtlich tätig sind, werden gewählt und 
für die Dauer von fünf Jahren berufen. Das Nähere zur 
Bestellung und zur Abberufung regelt die Gemeinde 
durch Satzung.

(3) Ortsfeuerwehren werden von einem Ortswehr-
leiter oder einer Ortswehrleiterin geleitet. Sie unterlie-
gen den Weisungen der Gemeindewehrleitung. Die 
Ortswehrleitung und ihre Stellvertretung werden ehren-
amtlich ausgeübt. Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.“

19. § 18 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Zu den Dienstpflichten der Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehr gehört auch, den Dienst 
unabhängig von Weltanschauung, Geschlecht, Ab-
stammung, Hautfarbe, Herkunft, Glauben, sozialer 
Stellung oder sexueller Identität von in Not gerate-
nen Personen sowie von anderen Feuerwehrange-
hörigen auszuüben.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „den Ortswehrlei-

ter“ durch die Wörter „die Gemeinde“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die 

Wörter „oder die Gemeindewehrleiterin.“ er-
setzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Ungeeignet zum aktiven Feuerwehrdienst 

sind Personen, die
1. den gesundheitlichen Anforderungen des ak-

tiven Feuerwehrdienstes nicht mehr entspre-
chen,

2. infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter nicht besitzen,

3. Maßregeln der Besserung und Sicherung 
gemäß § 61 des Strafgesetzbuches mit Aus-
nahme der Nummer 5 (Entziehung der Fahrer-
laubnis) unterworfen sind,

4. unter Betreuung oder unter vorläufige Vor-
mundschaft gestellt sind, soweit nicht der Be-
treuer oder Vormund und die Gemeindewehr-
leitung zustimmen oder

5. im aktiven Feuerwehrdienst schwerwiegend 
gegen ihre Pflichten nach Absatz 1 Satz 4 ver-
stoßen.

Ist die Eignung nicht mehr gegeben, endet bei An-
gehörigen der Freiwilligen Feuerwehr der aktive 
Feuerwehrdienst. In den Fällen von Satz 1 Num-
mer 2, 3 und 5 endet zugleich die Mitgliedschaft in 
der Feuerwehr.“

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Der aktive Feuerwehrdienst von Angehörigen 
der Freiwilligen Feuerwehr kann aus wichtigem 
Grund beendet werden.“
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bb) In Satz 2 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„schweren“ die Wörter „oder fortgesetzten“ ein-
gefügt.

e) In Absatz 7 werden vor dem Wort „Angehörige“ die 
Wörter „oder die“ eingefügt.

f) In Absatz 8 Satz 2 werden vor dem Wort „Betrof-
fene“ die Wörter „oder die“ eingefügt.

g) Absatz 10 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Jugendfeuerwehren,“ 

gestrichen.
bb) Satz 2 wird aufgehoben.

20. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt:
„§ 18a 

Kinder- und Jugendfeuerwehren

In den Freiwilligen Feuerwehren können Kinder-
feuerwehren und Jugendfeuerwehren gebildet werden. 
Mitglieder der Kinderfeuerwehr sollen mindestens das 
fünfte Lebensjahr vollendet haben. Mitglied der Jugend-
feuerwehr kann in der Regel sein, wer das achte Lebens-
jahr vollendet hat. Die Bildung kombinierter Kinder- und 
Jugendfeuerwehren ist möglich. § 18 Absatz 4 bis 9 gilt 
entsprechend.“

21. § 19 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„In Gemeinden mit Berufsfeuerwehr übernimmt der 
Leiter oder die Leiterin der Berufsfeuerwehr die Lei-
tung der Gemeindefeuerwehr.“

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Er“ die Wörter 
„oder sie“ eingefügt.

22. § 20 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Einwoh-

ner“ ein Komma und das Wort „Einwohnerinnen“ 
eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Einwohner“ 

die Wörter „und Einwohnerinnen“ eingefügt.
bb) In Satz 3 werden die Wörter „in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 9. März 2018 (Sächs-
GVBl. S. 62), in der jeweils geltenden Fassung,“ 
gestrichen.

23. In § 21 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „Gemeinde, 
in deren Gebiet Hilfe geleistet wurde,“ durch die Wörter 
„für die Einsatzstelle örtlich zuständigen Gemeinde“ er-
setzt.

24. § 22 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 22 
Brandverhütungsschauen und Erstellung von 

Stellungnahmen zu Belangen des Brandschutzes“.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Dies gilt entsprechend für Stellungnahmen zu 
Belangen des Brandschutzes sowohl in Ge-
nehmigungsverfahren als auch nach Maßgabe 
baurechtlicher Vorschriften.“

bb) Im neuen Satz 3 werden die Wörter „zur Durch-
führung von Brandverhütungsschauen“ gestri-
chen.

cc) Im neuen Satz 4 werden nach dem Wort „der“ 
die Wörter „bei der Durchführung der Brandver-
hütungsschau“ eingefügt.

c) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:
„Diese haben den mit der Durchführung beauftrag-
ten Personen Zutritt zu allen Räumen zu gestatten. 
Zur Prüfung der Brand- oder Explosionsgefährdung 

oder der sonstigen Gefährlichkeit von baulichen 
Anlagen, Materialien, Herstellungs- oder sonstigen 
Betriebsvorgängen haben sie die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die Unterlagen 
zu gewähren.“

d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 

und Katastrophenschutzbehörde wird ermächtigt, 
das Nähere
1. zur Durchführung der Brandverhütungs-

schauen sowie zu den fachlichen Vorausset-
zungen der verantwortlichen Angehörigen der 
Feuerwehr, zur Mitwirkung anderer Behörden 
und zur Kostenerstattung und

2. zu den fachlichen Voraussetzungen der verant-
wortlichen Angehörigen der Feuerwehr zu der 
Erstellung von Stellungnahmen zu Belangen 
des Brandschutzes

durch Rechtsverordnung zu regeln.“

25. Nach § 22 wird folgender § 22a eingefügt:
„§ 22a 

Brandverhütungsschau in Wäldern

(1) In Wäldern im Sinne des § 2 des Waldgeset-
zes für den Freistaat Sachsen vom 10. April 1992 
( SächsGVBl. S. 137), in der jeweils geltenden Fassung, 
führen die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörden die Brandverhütungs-
schauen durch.

(2) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörden können Ersatz der ihnen 
entstandenen Kosten nach § 17 der Sächsischen Feu-
erwehrverordnung vom 21. Oktober 2005 (SächsGVBl. 
S. 291), in der jeweils geltenden Fassung, von den 
Eigentümern der der Brandverhütungsschau unterlie-
genden Wälder verlangen.

(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörde wird ermächtigt, das 
Nähere zur Durchführung der Brandverhütungsschauen 
in Wäldern sowie zu den fachlichen Voraussetzungen 
der für die Durchführung Verantwortlichen im Sinne des 
Absatzes 1 und zur Mitwirkung anderer Behörden durch 
Rechtsverordnung zu regeln.“

26. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz einge-

fügt:
„Über die Anforderungen an die Brandsicherheits-
wache entscheidet die Gemeinde.“

b) In Absatz 4 werden vor dem Wort „Brandsicher-
heitswache“ die Wörter „von der Gemeinde oder 
vom Veranstalter gestellte“ eingefügt.

27. In § 24 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 24 
Landesbranddirektor und -direktorin, Bezirks- 

sowie Kreisbrandmeister und -meisterin“.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „oder eine hauptamtliche Kreisbrand-
meisterin.“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Bestellungsvoraussetzung ist mindestens die 
Befähigung für die erste Einstiegsebene der 
Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Feuerwehr 
oder eine entsprechend geeignete hauptberuf-
liche Tätigkeit.“
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c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Die Sätze 1 und 2 werden durch folgenden Satz 

ersetzt:
„Der Kreisbrandmeister oder die Kreisbrand-
meisterin verantwortet die feuerwehrfachlichen 
Angelegenheiten der unteren Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbe-
hörde, wie sie sich aus §§ 7, 49 und 49a er-
geben.“

bb) Im neuen Satz 2 werden nach dem Wort „Ihm“ 
die Wörter „oder ihr“ eingefügt.

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Der Landkreis kann eine oder mehrere Per-

sonen zur Stellvertretung des Kreisbrandmeisters 
oder der Kreisbrandmeisterin bestellen. Wird die 
Aufgabe ehrenamtlich wahrgenommen, erfolgt die 
Bestellung für die Dauer von sechs Jahren. Vor der 
Bestellung ist der Kreisfeuerwehrverband zu hören. 
Der Beschluss über die Bestellung ist der Rechts-
aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Stellvertreter 
und Stellvertreterinnen unterliegen den Weisungen 
des Kreisbrandmeisters oder der Kreisbrandmeis-
terin, insbesondere, wenn dieser oder diese ihnen 
Aufgaben überträgt.“

e) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die obere Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde bestellt einen haupt-
amtlichen Bediensteten oder eine hauptamtliche 
Bedienstete mit der Befähigung für die zweite Ein-
stiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Feuerwehr zum Bezirksbrandmeister oder zur 
Bezirksbrandmeisterin.“

f) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern „einen 
hauptamtlichen Bediensteten“ die Wörter „oder eine 
hauptamtliche Bedienstete“ eingefügt, werden die 
Wörter „zum höheren feuerwehrtechnischen Dienst“ 
durch die Wörter „für die zweite Einstiegsebene der 
Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Feuerwehr“ er-
setzt und wird der Punkt am Ende durch die Wörter 
„oder zur Landesbranddirektorin.“ ersetzt.

g) Folgender Absatz 6 wird angefügt:
„(6) Der Bezirksbrandmeister oder die Bezirks-

brandmeisterin verantwortet die feuerwehrfachli-
chen Angelegenheiten der oberen Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde. 
Der Landesbranddirektor oder die Landesbrand-
direktorin verantwortet die feuerwehrfachlichen 
Angelegenheiten der obersten Brandschutz-, Ret-
tungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde.“

28. § 25 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In den Nummern 1 bis 6 werden jeweils nach 
dem Wort „Vertreter“ die Wörter „oder eine Ver-
treterin“ eingefügt.

bb) In Nummer 7 werden nach dem Wort „Vertreter“ 
die Wörter „oder eine Vertreterin“ eingefügt und 
wird der Punkt am Ende durch die Wörter „oder 
leitende Notärztin.“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Vertre-
ter“ die Wörter „und Vertreterinnen“ eingefügt.

29. § 26 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 6 wird jeweils 

das Wort „Leitstellen“ durch die Wörter „Integrierten 
Regionalleitstellen“ ersetzt.

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
„(3) Die Träger des Rettungsdienstes können 

im Einvernehmen mit den Kostenträgern von den 
Festlegungen des Bereichsplanes abweichen, um 
im Rahmen von zeitlich befristeten Projekten in-

novative Konzepte zur Verbesserung der rettungs-
dienstlichen Versorgung zu erproben. Die Abwei-
chung bedarf einer Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde.“

30. In § 27 wird das Wort „und“ durch ein Komma und die 
Wörter „des Arbeits- und Umweltschutzes sowie“ er-
setzt.

31. § 28 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ärzte“ die 
Wörter „und Ärztinnen“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Soziales und 
Verbraucherschutz“ durch die Wörter „Sozia-
les und Gesellschaftlichen Zusammenhalt“ er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „die Verbände“ 

durch die Wörter „der Verband“ ersetzt.
bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Abweichend hiervon kann der Träger des 
Luftrettungsdienstes im Einvernehmen mit den 
Krankenkassen und ihren Verbänden sowie 
dem Verband der Ersatzkassen die Leistungs-
erbringer in der Luftrettung mit der Sicher-
stellung der notärztlichen Versorgung in der 
Luftrettung beauftragen.“

cc) Im neuen Satz 4 werden die Wörter „die Ver-
bände“ durch die Wörter „der Verband“ ersetzt 
und nach dem Wort „Ärzten“ werden die Wörter 
„und Ärztinnen“ eingefügt.

dd) Im neuen Satz 6 werden nach dem Wort „Kran-
kenhausärzten“ die Wörter „und Krankenhaus-
ärztinnen“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die Krankenhäuser sind verpflichtet, Ärzte 
und Ärztinnen für den Rettungsdienst zur Ver-
fügung zu stellen.“

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ärzte“ die 
Wörter „und Ärztinnen“ eingefügt.

d) Nach Absatz 5 Satz 1 werden folgende Sätze ein-
gefügt:
„Hierzu kann das abgebende Krankenhaus das 
aufnehmende Krankenhaus um Übernahme der 
ärztlichen Begleitung ersuchen. Hat das aufneh-
mende Krankenhaus die ärztliche Begleitung des 
Transportes zugesichert, erfolgt die Sicherstellung 
der ärztlichen Betreuung durch das aufnehmende 
Krankenhaus.“

e) Absatz 6 wird aufgehoben.

32. Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt:
„§ 28a 

Qualitätssicherung

(1) Die Träger des bodengebundenen Rettungs-
dienstes bestellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben jeweils 
einen Ärztlichen Leiter Rettungsdienst oder eine Ärzt-
liche Leiterin Rettungsdienst, denen insbesondere die 
Sicherung der Qualität der rettungsdienstlichen Versor-
gung obliegt. Die Träger der Integrierten Regionalleitstel-
len bestellen im Benehmen mit den jeweiligen Trägern 
des Rettungsdienstes jeweils einen Ärztlichen Leiter 
Leitstelle oder eine Ärztliche Leiterin Leitstelle, denen 
insbesondere die Sicherung der Qualität rettungsdienst-
licher Aufgaben der Leitstelle obliegt. Näheres wird 
im Landesrettungsdienstplan geregelt. Die Kosten der 
Ärztlichen Leiter und Ärztlichen Leiterinnen sind Kosten 
des Rettungsdienstes.
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(2) Die am Rettungsdienst Beteiligten sind verpflich-
tet, Maßnahmen durchzuführen und zu unterstützen, die 
die Qualität im Rettungsdienst sichern. Dies umfasst 
auch die Mitwirkung an einer landesweiten Qualitäts-
sicherung. Näheres wird im Landesrettungsdienstplan 
geregelt.“

33. § 29 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „Artikel 483 der Verord-

nung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)“ durch 
die Wörter „Artikel 1 des Gesetzes vom 16. April 
2021 (BGBl. I S. 822)“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Artikel 14a der Verord-
nung vom 6. Mai 2019 (BGBl. I S. 646)“ durch die 
Wörter „Artikel 8b des Gesetzes vom 20. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2793)“ ersetzt.

34. § 30 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Leitstellen“ durch die 
Wörter „Integrierten Regionalleitstellen“ er-
setzt.

bb) In Satz 1 und Satz 3 wird jeweils das Wort „Leit-
stelle“ durch die Wörter „Integrierte Regional-
leitstelle“ ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 2 und in Absatz 3 Satz 1 werden 
nach dem Wort „Notfallpatienten“ die Wörter „und 
Notfallpatientinnen“ eingefügt.

35. § 31 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Wörter „nach einem Ver-
gabeverfahren“ gestrichen.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 107 Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I 
S. 1214) geändert worden ist, bleibt unberührt.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Bei der Auswahlentscheidung sollen Qua-

lität und die Mitwirkung im Katastrophenschutz be-
rücksichtigt werden.“

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Der öffentlich-rechtliche Vertrag enthält 

insbesondere Bestimmungen zu
1. den geltenden Rechtsvorschriften,
2. der Laufzeit,
3. dem Leistungsumfang,
4. der Qualifikation und Fortbildung des Perso-

nals,
5. der Höhe der Vergütung, einschließlich der 

Kosten der Ausbildung und Ergänzungsausbil-
dung inklusive Kosten der staatlichen Prüfung 
und Ergänzungsprüfung nach dem Notfallsani-
tätergesetz vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1348), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, mit Öff-
nungsklausel für notwendige Anpassungen,

6. der Haftung und dem Versicherungsschutz,
7. der Absicherung des Trägers im Insolvenzfall 

des Leistungserbringers,
8. den Weisungs-, Prüfungs- und Kontrollrechten 

des Trägers des Rettungsdienstes,
9. den Dokumentationspflichten und der Sicher-

stellung des Datenschutzes sowie
10. der Beendigung des Vertrages.“

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Einsatzbereiche“ 

durch die Wörter „Vorhaltedauer der Rettungs-
mittel“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „der im Be-
reichsplan für diese Stadt festgelegten Ein-
satzbereiche abgesehen.“ durch die Wörter 
„der Vorhaltedauer der Rettungsmittel der 
Rettungswachenbereiche abgesehen, die laut 
Bereichsplan für die Versorgung des Stadtge-
bietes ausgewiesen sind.“ ersetzt.

e) In Absatz 9 werden die Wörter „im Vergabeverfah-
ren“ durch die Wörter „an die Leistungserbringung“ 
ersetzt.

36. § 32 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 31 Abs. 6 

Satz 2 Nr. 4“ durch die Wörter „§ 31 Absatz 6 Num-
mer 5“ ersetzt und werden die Wörter „die Kosten 
der Ausbildung und Ergänzungsausbildung inklu-
sive Kosten der staatlichen Prüfung und Ergän-
zungsprüfung nach dem Notfallsanitätergesetz, 
wenn Träger der Ausbildung ein Durchführender 
des Rettungsdienstes ist,“ gestrichen.

b) In Absatz 5 Satz 1 und Satz 2 werden jeweils nach 
dem Wort „Benutzer“ die Wörter „und Benutzerin-
nen“ eingefügt.

37. § 33 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. einem oder einer von der obersten Brand-
schutz-, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörde im Einvernehmen mit dem 
Staatsministerium für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt benannten Vorsit-
zenden,“.

b) In Absatz 2 Nummer 1 werden vor dem Wort „Vorsit-
zenden“ die Wörter „oder der“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Vertreter“ die 

Wörter „oder eine Vertreterin“ eingefügt.
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vertreter“ die 

Wörter „und Vertreterinnen“ eingefügt.
d) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 und Satz 2 wird jeweils das Wort 
„Soziales und Verbraucherschutz“ durch die 
Wörter „Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden vor dem Wort „Vorsitzenden“ 
die Wörter „oder der“ eingefügt.

38. § 34 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Leitstellen 

nach § 11 Abs. 1 und § 76 Abs. 2“ durch die Wörter 
„Integrierten Regionalleitstellen“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „von Leitstellen nach 
§ 11 Abs. 1“ durch die Wörter „Integrierter Regional-
leitstellen“ ersetzt.

c) Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:
„Die Rettungswachen sollen dem jeweils anerkann-
ten Stand der Technik entsprechen.“

39. § 35 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 35 
Massenanfall von Verletzten oder Erkrankten“.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Großschadensereig-

nis“ durch die Wörter „Massenanfall von Ver-
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letzten oder Erkrankten im Sinne des § 2 Ab-
satz 3 Satz 7“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 37 Absatz 2 und 3 und § 37a gelten entspre-
chend.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Notarzt“ die 

Wörter „oder eine Leitende Notärztin“ einge-
fügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Er“ die Wör-
ter „oder sie“ und nach dem Wort „Rettungs-
dienst“ die Wörter „oder eine Organisatorische 
Leiterin Rettungsdienst“ eingefügt.

cc) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben.
d) Die folgende Absätze 3 bis 5 werden angefügt:

„(3) Der Leitende Notarzt oder die Leitende 
Notärztin ist ehrenamtlich tätig und wird vom Trä-
ger des Rettungsdienstes bestellt. Die durch seinen 
oder ihren Einsatz entstehenden Kosten sind Kos-
ten des Rettungsdienstes.

(4) Der Organisatorische Leiter Rettungsdienst 
oder die Organisatorische Leiterin Rettungsdienst 
ist hauptamtlich, nebenamtlich oder ehrenamtlich 
tätig und wird vom Träger des Rettungsdienstes be-
stellt. Die durch ihren Einsatz entstehenden Kosten 
sind Kosten des Rettungsdienstes.

(5) Die Träger des Rettungsdienstes können 
im Falle eines stark erhöhten Einsatzaufkommens 
eine kurzzeitige Erhöhung der rettungsdienstlichen 
Vorhaltung vorsehen und die Leistungserbringer mit 
der Durchführung beauftragen, wenn die rettungs-
dienstliche Versorgung der Bevölkerung auf andere 
Weise nicht sichergestellt werden kann. Dies gilt 
auch für notwendige Vorhalteerhöhungen im Be-
reich der Luftrettung. Die kurzzeitige Erhöhung der 
rettungsdienstlichen Vorhaltung ist mit den Leis-
tungserbringern und den Kostenträgern frühzeitig 
abzustimmen und der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde anzuzeigen.“

40. § 36 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:
„1. Technische Einsatzleitungen für die Ein-

satzstelle und besondere Führungseinrich-
tungen in der Behörde zu bilden,

2. beim Schutz Kritischer Infrastrukturen mit-
zuwirken und diese bei ihren Planungen zu 
berücksichtigen,

3. regelmäßige Gefahren- und Risikoanaly-
sen unter Nutzung eines durch die oberste 
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katas-
trophenschutzbehörde bereitzustellenden 
Informationsprogramms für Katastrophen-
management durchzuführen,“.

bb) Nummer 4 wird aufgehoben.
cc) Nummer 5 wird Nummer 4.
dd) Die Nummern 6 bis 10 werden durch die folgen-

den Nummern 5 bis 11 ersetzt:
„5. auf die Aufstellung, angemessene Ausbil-

dung, Ausstattung, Unterbringung und Ein-
satzfähigkeit der Kräfte und Mittel für die 
Katastrophenbekämpfung entsprechend 
dem vorhandenen Gefahrenpotenzial hin-
zuwirken und dies zu überwachen,

6. die für die Katastrophenbekämpfung vor-
handenen Kräfte und Mittel zu erfassen 
und sich regelmäßig über deren Einsatzfä-
higkeit zu informieren,

7. Vorkehrungen für die Einbindung und Ko-
ordination von Spontanhelfern und Spon-
tanhelferinnen zu treffen,

8. die jederzeitige Entgegennahme und Aus-
wertung von Meldungen sowie die unver-
zügliche Übernahme der Leitung der Kata-
strophenbekämpfung zu gewährleisten,

9. die unverzügliche Alarmierung der an 
der Katastrophenbekämpfung Beteiligten 
jederzeit sicherzustellen und die für die 
Leitung der Katastrophenbekämpfung not-
wendige Ausstattung bereitzuhalten,

10. die zur Warnung und Information der Be-
völkerung erforderlichen Warnmittel vorzu-
halten sowie

11. regelmäßig Katastrophenschutzübungen 
unter Beteiligung von nach § 39 Absatz 1 
und § 40 im Katastrophenschutz Mitwir-
kenden, der Betreiber von Anlagen mit 
besonderem Gefahrenpotenzial (§ 57) und 
der Angehörigen der Berufe des Gesund-
heitswesens (§ 56 Absatz 2) durchzufüh-
ren.“

ee) Folgender Satz wird angefügt:
„Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörden können die 
Aufgabe nach Satz 1 Nummer 7 anderen Be-
hörden oder Personen übertragen, die nach 
den §§ 39 und 40 zur Mitwirkung im Katastro-
phenschutz verpflichtet sind.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Die Landräte und Landrätinnen sollen dem 

Kreistag, die Oberbürgermeister und Oberbürger-
meisterinnen der Kreisfreien Städte sollen dem 
Stadtrat jährlich zum 1. Juni des Folgejahres über 
den Stand der Katastrophenschutzvorsorge und 
-vorbereitung, insbesondere über die Umsetzung 
der in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben, schrift-
lich berichten. Der Bericht ist der oberen Brand-
schutz-, Rettungsdienst- und Katastrophenschutz-
behörde vorzulegen.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und die Wör-
ter „einer landesweiten Analyse von Katastrophen-
gefahren und Anwendung eines Informationspro-
gramms für das Katastrophenmanagement“ werden 
durch die Wörter „von Gefahren- und Risikoanaly-
sen“ ersetzt.

d) Die folgenden Absätze 4 und 5 werden angefügt:
„(4) Die oberste Brandschutz-, Rettungs-

dienst- und Katastrophenschutzbehörde kann eine 
landesweite Materialvorhaltung für Katastrophen 
einrichten und unterhalten oder Mitwirkende im Ka-
tastrophenschutz gemäß den §§ 39 und 40 damit 
beauftragen.

(5) Für Großschadensereignisse gelten Ab-
satz 1 mit Ausnahme des Satzes 1 Nummer 1 und 3 
sowie Absatz 4 entsprechend.“

41. § 37 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 werden die Wörter 

„soweit erforderlich“ vorangestellt.
b) In Absatz 2 werden die Sätze 3 bis 5 aufgehoben.
c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Die unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörden sind bei Erfül-
lung ihrer Aufgaben nach Absatz 1 Satz 2 für die 
Dauer des Katastrophenalarms zur Sicherstellung 
der öffentlichen Sicherheit von ihrer Pflicht zur In-
formation der betroffenen Person nach Artikel 13 
Absatz 1 und 2 sowie Artikel 14 Absatz 1 und 2 
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der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; ABl. L 314 vom 22.11.2016, S. 72; 
ABl. L 127 vom 23.5.2018, S. 2; ABl. L 074 vom 
4.3.2021, S. 35) in der jeweils geltenden Fassung 
befreit, soweit nicht ausnahmsweise schutzwür-
dige Interessen der betroffenen Person entgegen-
stehen. Der Verantwortliche stellt die in Artikel 13 
Absatz 1 und 2 sowie Artikel 14 Absatz 1 und 2 der 
Verordnung (EU) 2016/679 genannten Informati-
onen für die Öffentlichkeit in präziser, transparen-
ter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in 
einer klaren und einfachen Sprache bereit. Soweit 
die Datenverarbeitung über die Aufhebung des 
Katastrophenalarms hinaus erforderlich ist, ist die 
Information der betroffenen Person unverzüglich 
nachzuholen.“

42. Nach § 37 wird folgender § 37a eingefügt:
„§ 37a 

Personenauskunftsstelle

(1) Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde soll das Errichten und 
Betreiben der Personenauskunftsstelle nach § 37 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 dem Deutschen Roten 
Kreuz – Landesverband Sachsen e. V. übertragen. Mit 
der Aufgabenübertragung ist das Deutsche Rote Kreuz 
Landesverband Sachsen e. V. zur Erhebung personen-
bezogener Daten bei Dritten ermächtigt, soweit dies zur 
Erfüllung der ihm nach Satz 1 übertragenen Aufgaben 
erforderlich ist. Diese haben die personenbezogenen 
Daten zu übermitteln. § 37 Absatz 3 gilt für die Datener-
hebung nach Satz 2 entsprechend.

(2) Die Personenauskunftstelle verarbeitet im erfor-
derlichen Umfang personenbezogene Daten zum Zweck 
der Vermisstensuche und der Familienzusammenfüh-
rung. Sie sind zu löschen, wenn sie für diese Zwecke 
nicht mehr benötigt werden. Besondere Kategorien per-
sonenbezogener Daten gemäß Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 dürfen nur erhoben werden, 
soweit diese mit anderen personenbezogenen Daten so 
verbunden sind, dass eine Trennung nicht oder nur mit 
unvertretbaren Aufwand möglich ist oder die Erfüllung 
der Aufgaben nach § 37 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 
ohne diese Angaben wesentlich erschwert wird.

(3) Personenbezogene Daten von Betroffenen 
dürfen übermittelt werden an
1. Angehörige und andere Bezugspersonen der be-

troffenen Person,
2. öffentliche Stellen,
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Personen-
auskunftstelle erforderlich ist. Bezugspersonen im 
Sinne von Satz 1 Nummer 1 müssen ihr berechtigtes In-
teresse an der Auskunft glaubhaft machen. Eine Daten-
übermittlung nach Satz 1 ist nur zulässig, sofern nicht 
im Einzelfall schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
entgegenstehen. Dies gilt nicht, soweit der Betroffene 
ausdrücklich einer Auskunftserteilung widersprochen 
hat. Besondere Kategorien personenbezogener Daten 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 
dürfen nur übermittelt werden, soweit diese Daten mit 
anderen personenbezogenen Daten so verbunden sind, 
dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem 

Aufwand möglich ist oder die Erfüllung der Aufgaben 
ohne diese Angaben wesentlich erschwert wird.“

43. § 38 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „atomarer, bio-
logischer oder chemischer Stoffe (ABC-Gefah-
renabwehr)“ durch die Wörter „chemischer, bio-
logischer, radiologischer und nuklearer Stoffe 
(CBRN-Gefahrenabwehr)“ ersetzt.

bb) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

cc) Folgende Nummer 8 wird angefügt:
„8. Psychosoziale Akuthilfe.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Träger der Einheiten und Einrichtungen des 

Sanitätswesens, der Betreuung, Wasserrettung und 
Bergwacht sowie Träger der Rettungshundestaf-
feln sind die nach § 40 im Katastrophenschutz 
Mitwirkenden; die Aufgabenträgerschaft nach § 3 
Absatz 1 Nummer 4 bleibt unberührt. Im Übrigen 
sind die Landkreise und Kreisfreien Städte als Auf-
gabenträger nach § 3 Absatz 1 Nummer 4 Träger 
der Einheiten und Einrichtungen des Katastrophen-
schutzes.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 

und Katastrophenschutzbehörde wird ermächtigt, 
das Nähere zur Anzahl, Stärke, Gliederung, Tech-
nik und Ausrüstung der Einheiten und Einrichtun-
gen zu regeln. Die oberste Brandschutz-, Rettungs-
dienst- und Katastrophenschutzbehörde trifft in der 
Rechtsverordnung zugleich Regelungen zu pau-
schalierten Zuweisungen
1. als Ausgleich für die infolge der Trägerschaft 

nach Absatz 2 entstehenden Aufwendungen 
zur Sicherstellung der Einsatzfähigkeit der 
Kräfte und Mittel zur Katastrophenbekämpfung,

2. für die Unterbringung und Unterhaltung der 
nach § 8 Absatz 1 Nummer 10 beschafften 
Ausstattung sowie

3. für die mit der Trägerschaft verbundene Mit-
wirkung im Katastrophenschutz, insbesondere 
Aufwendungen für die Beschaffung sonstiger 
Ausstattung, die Nachwuchsförderung sowie 
die Führerscheinförderung.“

44. § 39 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 werden 

nach dem Wort „Mitwirkung“ die Wörter „bei Groß-
schadensereignissen und“ eingefügt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Artikel 5 des Ge-
setzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1514)“ durch 
die Wörter „Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 
30. März 2021 (BGBl. I S. 402)“ ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden nach dem Wort „Helfer“ die 

Wörter „und Helferinnen“ eingefügt.
bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Dem Opferbeauftragten oder der Opferbeauf-
tragten der Sächsischen Staatsregierung soll 
die Unterstützung der Opfer ermöglicht wer-
den.“

45. § 40 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „im Katastro-

phenschutz“ gestrichen.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Mitteln“ die 
Wörter „bei Großschadensereignissen und“ 
eingefügt der Punkt am Ende wird durch die 

N
ur

 z
ur

 V
er

w
en

du
ng

 im
 In

tra
ne

t d
es

 F
re

is
ta

at
es

 S
ac

hs
en

 (Z
IW

D
) ©

 S
V 

SA
XO

N
IA

 V
er

la
g



Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1 19. Januar 2024

12

Wörter „und ein Bedarf bei der unteren Brand-
schutz-, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörde besteht.“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „sowie der Art, 
dem Ort und dem Umfang des Bedarfs“ gestri-
chen.

cc) In Satz 3 wird das Wort „unteren“ gestrichen.
c) In Absatz 2 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 3 bis 5“ 

durch die Angabe „Absatz 1 Nummer 3 bis 7“ er-
setzt.

46. § 41 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Helfer“ 

die Wörter „und Helferinnen“ eingefügt.
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Helfer und Helferinnen im Katastrophen-
schutz verpflichten sich gegenüber den Trägern der 
Katastrophenschutzeinheiten freiwillig für eine be-
stimmte oder unbestimmte Zeit zum ehrenamtlichen 
Dienst im Katastrophenschutz.“

47. In § 42 Satz 1 Satzteil vor Nummer 1 werden die Wör-
ter „Artikel 1 des Gesetzes vom 8. April 2019 (BGBl. I 
S. 432)“ durch die Wörter „Artikel 2 Absatz 3 des Ge-
setzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792)“ und 
die Wörter „Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2421)“ durch die Wörter „Artikel 8 Ab-
satz 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (BGBl. I 
S. 4530)“ sowie die Angabe „§§ 51 und 57“ durch die 
Angabe „§§ 49a, 51 und 57“ ersetzt.

48. § 43 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „Artikel 1a der Ver-

ordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)“ 
durch die Wörter „Artikel 107 der Verordnung vom 
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328)“ ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefügt:
„Die Erstellung der externen Notfallpläne für die au-
ßerhalb des Betriebes zu ergreifenden Maßnahmen 
ist innerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der dafür 
erforderlichen Informationen des Betreibers durch-
zuführen.“

49. In § 44 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „dem jeweils 
die“ durch die Wörter „den die jeweilige“ ersetzt.

50. Nach § 45 wird folgender § 45a eingefügt:
„§ 45a 

Schutz Kritischer Infrastrukturen

(1) Betreiber Kritischer Infrastrukturen haben
1. mit den Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katas-

trophenschutzbehörden zusammenzuarbeiten und 
hierfür insbesondere auf Anforderung
a) einen Ansprechpartner zu benennen und
b) die für die Gefahrenabwehr erforderlichen Da-

ten und Informationen über die jeweilige Kriti-
sche Infrastruktur zur Verfügung zu stellen,

2. durch geeignete Maßnahmen einer Beeinträchti-
gung oder dem Ausfall vorzubeugen und sicherzu-
stellen, dass sie ihre Aufgaben für einen angemes-
senen Zeitraum eigenständig fortführen können, 
sowie

3. geeignete Maßnahmen zur Bewältigung eines 
Schadensereignisses zu ergreifen.

(2) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde hat eine Koordinierungs-
funktion, die sie durch die Koordinierungsstelle Kritische 
Infrastruktur wahrnimmt. Diese ist zugleich Kontaktstelle 
gegenüber dem Bund.

(3) Die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung der Staatsregierung das Nähere, ins-
besondere zur Zusammenarbeit der zuständigen Behör-
den miteinander und mit den Betreibern von Kritischen 
Infrastrukturen sowie zum Verfahren der Ermittlung der 
Kritischen Infrastrukturen und zur Steigerung ihrer Resi-
lienz, zu regeln.“

51. § 46 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „eines“ die Wör-

ter „bevorstehenden oder bereits eingetretenen“ 
eingefügt.

b) In Absatz 6 werden die Wörter „Staatsministerium 
für Umwelt und Landwirtschaft“ durch die Wörter 
„Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Um-
welt und Landwirtschaft“ und die Wörter „Staats-
ministeriums für Umwelt und Landwirtschaft“ durch 
die Wörter „Staatsministeriums für Energie, Klima-
schutz, Umwelt und Landwirtschaft“ ersetzt.

52. § 47 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Feststellung der Katastrophe, die Aus-
lösung und Aufhebung des Katastrophenalarms, ihr 
Zeitpunkt und das Katastrophengebiet sind von der 
unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katas-
trophenschutzbehörde zu dokumentieren und den 
übergeordneten Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörden und allen zur Mitwir-
kung im Katastrophenschutz Verpflichteten in ge-
eigneter Weise umgehend mitzuteilen.“

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Unbeschadet von Absatz 1 kann auch die 

oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katas-
trophenschutzbehörde den Katastrophenfall fest-
stellen und das Katastrophengebiet bestimmen. 
Mit der Bestimmung des Katastrophengebietes 
haben die betroffenen unteren Brandschutz-, Ret-
tungsdienst- und Katastrophenschutzbehörden 
Katastrophenalarm auszulösen und ihre besondere 
Führungseinrichtung sowie Technischen Einsatzlei-
tungen aufzurufen. Die oberste Brandschutz-, Ret-
tungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde kann 
das Nähere durch Rechtsverordnung bestimmen.“

53. § 48 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Öffentliche Stellen dürfen die zur Gewährung von Zu-
wendungen zur Beseitigung der Folgen von Großscha-
densereignissen und von Katastrophenfolgen erforderli-
chen personenbezogenen Daten verarbeiten.“

54. § 49 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert:
aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden 

die Wörter „am Einsatzort“ durch die 
Wörter „an der Einsatzstelle“ ersetzt.

bbb) In Nummer 3 wird der Satzpunkt durch 
ein Komma ersetzt.

ccc) Folgende Nummer 4 wird angefügt:
„4. unverzügliche Meldung an die un-

tere Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörde 
über Einsatzlagen, bei denen nicht 
auszuschließen ist, dass sie das 
Ausmaß eines Großschadensereig-
nisses haben oder annehmen kön-
nen.“
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bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Soweit erforderlich, kann die Einsatzleitung 
eine örtliche oder im Einvernehmen mit ande-
ren Gemeinden eine überörtliche Führungsun-
terstützungseinrichtung hinzuziehen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Schaden-

sorts“ durch die Wörter „der Einsatzstelle“ er-
setzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Hiervon abweichende Regelungen für eine ge-
meindeübergreifend tätige Einsatzleitung sind 
im Einvernehmen mit den betroffenen örtlichen 
Brandschutzbehörden durch den Abschluss 
von Zweckvereinbarungen im Rahmen der 
kommunalen Zusammenarbeit möglich.“

cc) In dem neuen Satz 5 werden die Wörter „ei-
nem Kreisbrandmeister“ durch die Wörter „dem 
Kreisbrandmeister oder der Kreisbrandmeiste-
rin“ ersetzt und werden die Wörter „nach § 24 
Abs. 1 oder nach § 24 Abs. 3“ gestrichen.

c) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 4 
bis 6 eingefügt:

„(4) Bei einer Gefahrenlage in einem Landkreis, 
die über das Gebiet einer Gemeinde hinausgeht 
oder wegen ihrer Art oder ihres Ausmaßes abge-
stimmter Maßnahmen bedarf, soll der Kreisbrand-
meister oder die Kreisbrandmeisterin die Leitung 
des Einsatzes der örtlich zuständigen Feuerwehren 
übernehmen. Dies gilt nicht in Gemeinden mit Be-
rufsfeuerwehr. Die Vorschriften über die Kosten des 
Einsatzes bleiben hiervon unberührt.

(5) Die Einsatzleitung ist vom Kreisbrandmeis-
ter oder der Kreisbrandmeisterin zu übernehmen, 
wenn
1. trotz Führungsunterstützung der Einsatzerfolg 

gefährdet ist oder unverhältnismäßige Schäden 
drohen oder

2. die nach Absatz 2 zuständige Feuerwehr um 
Übernahme ersucht oder

3. die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde nach § 49a Ab-
satz 1 das Vorliegen eines Großschadensereig-
nisses festgestellt hat.

Im Fall von Satz 1 Nummer 1 kann der Kreisbrand-
meister oder die Kreisbrandmeisterin die Einsatz-
leitung auch an eine andere fachlich qualifizierte 
Führungskraft übertragen. Absatz 4 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(6) Bei einer Gefahrenlage, die über das Gebiet 
eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt hin-
ausgeht oder wegen ihrer Art oder ihres Ausmaßes 
abgestimmter Maßnahmen bedarf, kann die obere 
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörde die Einsatzleitung abweichend von 
den Absätzen 2 bis 5 bestimmen. Absatz 4 Satz 3 
gilt entsprechend.“

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7 und folgende 
Sätze werden angefügt:
„Sie kann bei einem Einsatz, der mindestens der 
Führungsstufe C nach der nach § 16 Absatz 3 
Satz 2 eingeführten Feuerwehr-Dienstvorschrift 
100 zuzuordnen ist, um Führungsunterstützung 
oder Übernahme der Einsatzleitung durch feuer-
wehrtechnische Bedienstete des Freistaates Sach-
sen ersuchen. Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend.“

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 8 und wie folgt 
geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Großschadensereig-

nissen“ durch die Wörter „Massenanfällen von 
Verletzten oder Erkrankten im Sinne des § 2 
Absatz 3 Satz 7“ und werden die Wörter „am 
Einsatzort“ durch die Wörter „an der Einsatz-
stelle“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Notarzt“ die 
Wörter „oder der Leitenden Notärztin“ und nach 
dem Wort „Rettungsdienst“ die Wörter „oder 
der Organisatorischen Leiterin Rettungsdienst“ 
eingefügt.

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „Rettungs-
dienst“ die Wörter „oder die Organisatorische 
Leiterin Rettungsdienst“ und nach dem Wort 
„Notarzt“ werden die Wörter „oder die Leitende 
Notärztin“ eingefügt.

dd) In Satz 4 werden nach dem Wort „Notarzt“ die 
Wörter „oder die Leitende Notärztin“ eingefügt.

55. Nach § 49 wird folgender § 49a eingefügt:
„§ 49a 

Großschadensereignis

(1) Die untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und 
Katastrophenschutzbehörde stellt das Vorliegen eines 
Großschadensereignisses fest, ordnet die Übernahme 
der Leitung des Einsatzes der örtlich zuständigen 
Feuerwehren durch den Kreisbrandmeister oder die 
Kreisbrandmeisterin zur Unterstützung der Gemeinden 
an, richtet eine Führungsunterstützungseinrichtung ein 
und teilt dies der örtlichen Brandschutzbehörde mit. 
§ 49 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und Satz 3 gilt 
entsprechend. Die Vorschriften über die Kosten des 
Einsatzes bleiben unberührt. Die untere Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde kann 
eine Auskunftsstelle zur Erfassung von Personen zum 
Zwecke der Vermisstensuche und der Familienzusam-
menführung einrichten, § 37a gilt entsprechend.

(2) Bei einem Großschadensereignis, das über das 
Gebiet eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt 
hinausgeht, kann die obere Brandschutz-, Rettungs-
dienst- und Katastrophenschutzbehörde die Einsatzlei-
tung abweichend von Absatz 1 bestimmen.

(3) Liegen die Voraussetzungen eines Groß-
schadensereignisses nicht mehr vor, hat die untere 
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörde dies festzustellen und die örtliche 
Brandschutzbehörde darüber zu informieren.

(4) Die Einsatzleitung soll zu ihrer Unterstützung 
fachlich geeignete Personen hinzuziehen. Sie kann um 
Führungsunterstützung oder -übernahme durch feuer-
wehrtechnische Bedienstete des Freistaates Sachsen 
ersuchen.

(5) Die Landkreise erhalten als Ausgleich für die 
durch die erstmalige Erstellung von Einsatzplänen, 
Übungskonzepten und durch sonstige Vorbereitungs-
handlungen entstehende Mehrbelastung zum 1. April 
2024 eine einmalige Zuweisung des Freistaates 
Sachsen in Höhe von jeweils 14 428 Euro.“

56. § 50 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „am Einsatzort“ durch 

die Wörter „an der Einsatzstelle“ ersetzt.
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b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Soweit aus einsatztaktischen Erwägungen im 
Schadensgebiet mehrere Einsatzstellen festgelegt 
werden, kann je Einsatzstelle eine Technische Ein-
satzleitung gebildet werden.“

c) In dem neuen Satz 3 werden das Wort „Sie“ durch 
die Wörter „Die Technische Einsatzleitung“ und die 
Wörter „am Einsatzort“ durch die Wörter „an der 
Einsatzstelle“ ersetzt.

d) Der neue Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„§ 49 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2, Absatz 7 
und 8 gilt entsprechend.“

57. § 51 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „hat die Brandschutz-, 

Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde“ 
durch die Wörter „haben die unteren Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbehörden“ 
und wird der Punkt am Ende durch die Wörter „und 
deren unverzügliche Einsatzfähigkeit sicherzustel-
len.“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Vertreter“ die 
Wörter „und Vertreterinnen“ eingefügt.

c) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Sie wird von einem oder einer Bediensteten der 
unteren Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katas-
trophenschutzbehörde geleitet und unterstützt die 
untere Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastro-
phenschutzbehörde bei der Bewältigung von Kata-
strophen.“

d) In Satz 4 wird das Wort „Einsatzleitung“ durch das 
Wort „Einsatzleitungen“ ersetzt.

e) Folgender Satz wird angefügt:
„Soweit die oberste Brandschutz-, Rettungsdienst- 
und Katastrophenschutzbehörde nicht abweichen-
des geregelt hat, gelten die Sätze 1 bis 3 auch für 
die obere sowie oberste Brandschutz-, Rettungs-
dienst- und Katastrophenschutzbehörde.“

58. In § 52 Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Nr. 2 bis 5“ durch 
die Wörter „§ 3 Absatz 1 Nummer 2 bis 5“ ersetzt und 
werden vor dem Wort „Katastrophen“ die Wörter „Groß-
schadensereignissen und“ eingefügt.

59. In § 53 Absatz 2 wird das Wort „ihm“ gestrichen und 
werden vor dem Wort „Ersuchende“ die Wörter „oder 
die“ eingefügt.

60. § 54 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach 
dem Wort „Katastrophen,“ die Wörter „Groß-
schadensereignissen, öffentlichen Notstän-
den,“ eingefügt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
„2. zur Bekämpfung von Großschadensereig-

nissen und Katastrophen oder“.
cc) In Nummer 3 wird das Wort „Katastrophen-

schäden“ durch die Wörter „Schäden durch 
Großschadensereignisse und Katastrophen“ 
ersetzt.

dd) In dem Satzteil nach Nummer 3 werden nach 
dem Wort „Katastrophenschutzbehörde,“ die 
Wörter „der Einsatzleitung,“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Gefah-
renzone“ durch die Wörter „des Gefahrenbereichs“ 
ersetzt.

61. § 55 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Katastrophen-

schäden“ durch die Wörter „durch Großscha-

densereignisse und Katastrophen verursachte 
Schäden“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Anbringung“ 
die Wörter „und Wartung“ und nach dem Wort „Alar-
meinrichtungen“ ein Komma und die Wörter „von 
Alarmierungs- und Nachrichtenübermittlungssyste-
men“ eingefügt sowie die Wörter „der Brand- und 
Katastrophenbekämpfung“ durch die Wörter „des 
Brand- und Katastrophenschutzes“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Nummer 4 werden die Wörter „bei abge-
legener Lage“ gestrichen.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) Die Angabe „§ 7 Absatz 1 Nummer 2“ wird 

durch die Angabe „§ 8 Absatz 1 Nummer 13“ 
ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Dies ist nach einer wesentlichen Änderung 
oder spätestens alle drei Jahre durch geeigne-
tes Fachpersonal zu prüfen und gegenüber der 
Gemeinde nachzuweisen.“

62. § 56 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Leitstelle“ durch die Wörter „Integrierten Re-
gionalleitstelle“ ersetzt.

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort „Behand-
lungskapazität“ die Wörter „bei Massenanfällen 
von Verletzten oder Erkrankten im Sinne des 
§ 2 Absatz 3 Satz 7 und Katastrophenlagen 
sowie gemäß § 27 Absatz 4 des Sächsischen 
Krankenhausgesetzes vom 15. Dezember 2022 
(SächsGVBl. S. 752) zur eigenen Evakuierung 
im Schadensfall“ eingefügt.

cc) In Satz 5 werden die Wörter „Ärzte und Zahn-
ärzte“ durch die Wörter „Ärzte und Ärztinnen 
sowie Zahnärzte und Zahnärztinnen“ ersetzt.

dd) Folgender Satz wird angefügt:
„Die Zusammenarbeit mit den anderen Mit-
wirkenden im Katastrophenschutz gemäß den 
§§ 39 und 40 bei Massenanfällen von Verletz-
ten oder Erkrankten im Sinne des § 2 Absatz 3 
Satz 7 sowie in Katastrophenlagen soll durch 
die Teilnahme an Übungen der Brandschutz-, 
Rettungsdienst- und Katastrophenschutzbe-
hörden nach § 13 eingeübt werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ärzte“ die 

Wörter „und Ärztinnen“ eingefügt und werden 
die Wörter „24. Mai 1994 (SächsGVBl. S. 935), 
das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
26. April 2018 (SächsGVBl. S. 198) geändert 
worden ist“ durch die Wörter „5. Juli 2023 
(SächsGVBl. S. 559)“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ärzte“ die 
Wörter „und Ärztinnen“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

bbb) Folgende Nummer 7 wird angefügt:
„7. telefonische Erreichbarkeit.“

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Niedergelassene Ärzte und Ärztinnen, Zahn-
ärzte und Zahnärztinnen, der Medizinische 
Dienst Sachsen sowie die Träger der Kranken-
häuser übermitteln der zuständigen unteren 
Brandschutz-, Rettungsdienst- und Katastro-
phenschutzbehörde auf deren Anforderung 
Daten gemäß Satz 1 zu dem bei ihnen tätigen 
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Pflege-, Röntgen- oder medizinisch-techni-
schen Laborpersonal.“

d) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Ärzte“ die Wör-
ter „und Ärztinnen“ eingefügt.

63. § 57 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 wird das Wort „oder“ durch ein Komma 

ersetzt und werden nach dem Wort „Menschen“ die 
Wörter „oder zu einer akuten Gefahr für erhebliche 
Sachwerte oder die Umwelt“ eingefügt und werden 
die Wörter „im vorbereitenden Katastrophenschutz 
und bei der Katastrophenbekämpfung“ durch 
die Wörter „bei der Vorbereitung auf Großscha-
densereignisse und Katastrophen sowie bei der 
Bekämpfung von Großschadensereignissen und 
Katastrophen“ ersetzt.

b) In Satz 2 Nummer 4 wird die Angabe „§ 36 Abs. 1 
Nr. 9“ durch die Wörter „§ 36 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 11, auch in Verbindung mit Absatz 5“ ersetzt.

64. § 58 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die zuständige Brandschutz-, Rettungs-
dienst- und Katastrophenschutzbehörde, die Ein-
satzleitung, die Technische Einsatzleitung und ihre 
Beauftragten können das Betreten der Einsatz-
stelle, des Katastrophengebiets, Schadensgebiets 
oder Gefahrenbereichs verbieten, Personen von 
dort verweisen und die Einsatzstelle, das Katastro-
phengebiet, das Schadensgebiet, oder den Gefah-
renbereich sperren und räumen lassen, soweit dies 
für die Bekämpfung von Bränden, Unglücksfällen, 
öffentlichen Notständen, Großschadensereignis-
sen und Katastrophen oder die dringliche vorläu-
fige Beseitigung von Schäden durch Großscha-
densereignisse und Katastrophen einschließlich 
der Vermeidung weiterer Einsätze erforderlich ist.“

b) In Absatz 2 werden die Wörter „im Katastrophen- 
oder Einsatzgebiet“ durch die Wörter „an der Ein-
satzstelle, im Katastrophengebiet, im Schadensge-
biet oder im Gefahrenbereich“ ersetzt.

65. § 60 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „hat der Be-

troffene“ durch die Wörter „haben Betroffene“ er-
setzt.

b) In Absatz 6 werden die Wörter „Übungen des Ka-
tastrophenschutzes“ durch die Wörter „Übungen im 
Sinne von § 13“ ersetzt.

66. Die Überschrift für Abschnitt 8 wird wie folgt gefasst:
„Abschnitt 8 

Ehrenamtlich Tätige im Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz“.

67. § 61 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und Helfer“ durch 
die Wörter „sowie Helfer und Helferinnen“ er-
setzt und wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „sowie sich von der Gemeinde oder 
dem Träger der Katastrophenschutzeinheit an-
geordneten Eignungsuntersuchungen zu unter-
ziehen.“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „und Aus- und 
Fortbildungen“ durch ein Komma und die Wör-
ter „Aus- und Fortbildungen sowie Eignungsun-
tersuchungen“ ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angefügt:
„Als Einsatz gelten alle auf Anforderung durch 
die Integrierte Regionalleitstelle, die Einsatzlei-

tung, die Technische Einsatzleitung oder durch 
Träger des Rettungsdienstes stattfindenden 
Maßnahmen zur Bewältigung von Bränden, 
Unglücksfällen, öffentlichen Notständen und 
Großschadensereignissen, Massenanfällen 
von Verletzten oder Erkrankten im Sinne des 
§ 2 Absatz 3 Satz 7 sowie zur Notfallrettung 
und Bewältigung von Katastrophen einschließ-
lich der psychosozialen Akuthilfe.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Nehmen aktive Angehörige der Freiwil-

ligen Feuerwehren sowie Helfer und Helferinnen 
im Katastrophenschutz während der Arbeits- oder 
Dienstzeit an Einsätzen, Übungen, sowie Aus- und 
Fortbildungen teil, sind sie für die Dauer der Teil-
nahme, bei Einsätzen auch für einen notwendigen 
Zeitraum danach, von der Arbeits- oder Dienstleis-
tung freizustellen. Dasselbe gilt, wenn sie sich auf 
Aufforderung der Gemeinde oder des Trägers der 
Katastrophenschutzeinheit einer Eignungsunter-
suchung unterziehen. Ihre Teilnahme an Aus- und 
Fortbildungslehrgängen sowie Eignungsuntersu-
chungen haben sie dem Arbeitgeber oder Dienst-
herren rechtzeitig mitzuteilen. Für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes gilt der Freistellungsanspruch 
jedoch nur, sofern nicht übergeordnete öffentliche 
Interessen einer Freistellung entgegenstehen.“

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:
„(4) Nehmen ehrenamtlich tätige Angehörige 

der Bergwacht und der Wasserrettungsdienste 
während der Arbeits- oder Dienstzeit an Notfallret-
tungseinsätzen teil, sind sie für die Dauer der Teil-
nahme und für einen notwendigen Zeitraum danach 
von der Arbeits- oder Dienstleistung freizustellen.“

68. § 62 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und Helfern“ 
durch die Wörter „sowie Helfern und Helferin-
nen“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „aufgrund des Feu-
erwehrdienstes oder Katastrophenschutzes 
bedingten“ durch die Wörter „infolge der ehren-
amtlichen Tätigkeit in der Feuerwehr oder im 
Katastrophenschutz nach § 61 Absatz 1 Satz 1 
entstandenen“ ersetzt.

cc) In Satz 3 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Helfer“ die Wörter „und Helferinnen“ eingefügt.

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Soweit die ehrenamtliche Tätigkeit behördlich 
angeordnet war, werden die Lohnfortzahlungs-
kosten durch die anordnende Behörde getra-
gen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Einem ehren-

amtlich tätigen Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr oder einem Helfer im Katastrophen-
schutz, der nicht Arbeitnehmer ist,“ durch die 
Wörter „Ehrenamtlich tätigen Angehörigen 
der Freiwilligen Feuerwehr sowie Helfern und 
Helferinnen im Katastrophenschutz, die nicht 
Arbeitnehmer sind,“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Dasselbe gilt, wenn sie sich auf Aufforderung 
der Gemeinde oder des Trägers der Katast-
rophenschutzeinheit einer Eignungsuntersu-
chung unterziehen.“

c) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden angefügt:
„(3) Der Arbeitgeber oder Dienstherr ist ver-

pflichtet, den ehrenamtlich tätigen Angehörigen 
der Bergwacht und der Wasserrettungsdienste für 
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Zeiten im Sinne von § 61 Absatz 4 Arbeitsentgelt 
oder Besoldung einschließlich Nebenleistungen 
und Zulagen fortzuzahlen, die sie ohne Teilnahme 
an Einsätzen der Notfallrettung erhalten hätten. 
Hierzu zählen auch Lohnfortzahlungskosten, die 
nach den gesetzlichen Vorschriften bei einer infolge 
des ehrenamtlichen Einsatzes in der Notfallrettung 
entstandenen Arbeitsunfähigkeit weitergewährt 
werden. Dem Arbeitgeber oder Dienstherrn wird der 
Betrag auf Antrag von den Leistungserbringern im 
Rettungsdienst erstattet.

(4) Einem ehrenamtlich tätigen Angehörigen 
der Bergwacht oder der Wasserrettungsdienste, 
der nicht Arbeitnehmer ist, wird der Verdienstaus-
fall für einen Einsatz in der Notfallrettung für Zei-
ten im Sinne von § 61 Absatz 4 auf Antrag von den 
Leistungserbringern im Rettungsdienst erstattet. 
Für den Höchstbetrag der Erstattung gelten die 
aufgrund Absatz 2 Satz 3 erlassenen Vorschriften 
entsprechend.“

69. § 63 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „und Helfer“ durch 
die Wörter „sowie Helfer und Helferinnen“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Die Leiter von 
Freiwilligen Feuerwehren, deren Stellvertreter 
und“ durch die Wörter „Gemeindewehrleiter 
und Gemeindewehrleiterinnen, Ortswehrleiter 
und Ortswehrleiterinnen, ihre Stellvertreter und 
Stellvertreterinnen sowie“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „und Helfer“ durch 

die Wörter „sowie Helfern und Helferinnen“ er-
setzt und werden vor dem Wort „Betroffene“ die 
Wörter „oder die“ eingefügt.

bb) In Satz 4 werden die Wörter „des Betroffenen“ 
durch das Wort „Betroffener“ ersetzt.

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Feuerwehr“ die 
Wörter „sowie Helfer und Helferinnen im Katastro-
phenschutz“ eingefügt sowie die Wörter „die Feuer-
wehrangehörigen“ durch das Wort „sie“ ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Ehrenamtlich Tätigen, die während eines 

Einsatzes einer besonderen psychischen Belastung 
ausgesetzt waren, soll eine psychologische Nach-
betreuung angeboten werden.“

70. § 65 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „und Katast-

rophenvoralarm“ durch ein Komma und die Wörter 
„Katastrophenvoralarm und Großschadensereig-
nissen“ ersetzt.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.
c) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Bei Großschadensereignissen tragen 
die Gemeinden die in ihrem Gebiet entstehenden 
Kosten, die bei der Bekämpfung einschließlich der 
unmittelbar anschließenden vorläufigen Beseiti-
gung erheblicher Schäden entstehen. Wurde ein 
einheitliches Großschadensereignis für mehrere 
Städte oder Gemeinden festgestellt, tragen diese 
die Kosten für
1. Leistungen zur Entschädigung an Dritte nach 

§ 60 Absatz 2 und 3,
2. die vertragliche Heranziehung Dritter,
3. den überörtlichen Einsatz von Feuerwehren 

nach § 14 Absatz 1,

4. den Einsatz der nach den §§ 39 und 40 bei 
Großschadensereignissen Mitwirkenden,

5. die Unterstützung durch andere Länder oder 
durch den Bund,

entsprechend ihrer Einwohnerzahl.“

71. § 66 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Wörter „für die Nach-

wuchsarbeit“ gestrichen.
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für die erstmalige Erstellung eines externen Not-
fallplanes und für Überprüfungen, die nach Umfang 
oder Aufwand der erstmaligen Erstellung eines 
externen Notfallplanes entsprechen, können die 
tatsächlich entstandenen Kosten, höchstens jedoch 
15 000 Euro, erstattet werden.“

72. § 69 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 69 
Einsatz der Feuerwehr, Kostenersatz von Dritten“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Einsätze zur Brandbekämpfung und zur 

technischen Hilfe sind unentgeltlich, soweit die 
Absätze 2 und 3 nichts Anderes bestimmen. Der 
Einsatz der Gemeindefeuerwehr beginnt mit der 
Alarmierung durch die Integrierte Regionalleitstelle 
und endet entweder mit Beginn eines folgenden 
Einsatzes, mit Erklärung des Einsatzleiters oder der 
Einsatzleiterin über das Ende des Einsatzes oder 
mit der Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft. 
Zum Einsatz der Gemeindefeuerwehr gehört auch 
die Stellung einer Brandsicherheitswache nach 
§ 23 durch die Gemeinde. Dieser Einsatz beginnt 
mit der Abfahrt von der Feuerwache oder dem Feu-
erwehrhaus und endet mit Erklärung des Leiters 
oder der Leiterin der Brandsicherheitswache über 
das Ende der Brandsicherheitswache oder mit der 
Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft.“

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Zum Ersatz der Kosten, die der Gemeinde 

durch einen Einsatz der Feuerwehr entstehen, ist 
nach Maßgabe der Absätze 4 bis 10 verpflichtet
1. die verursachende Person, wenn sie die Gefahr 

oder den Schaden vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt hat,

2. der Fahrzeughalter, Eigentümer oder Besit-
zer, wenn die Gefahr oder der Schaden beim 
Betrieb eines Kraftfahrzeuges, Anhängerfahr-
zeuges, Sattelaufliegers oder Schienen-, Luft- 
oder Wasserfahrzeuges, einschließlich darauf 
verlasteter Großraumbehälter, entstanden ist,

3. der Betreiber eines automatischen Notrufsys-
tems oder der Halter, Eigentümer oder Besitzer 
eines Kraftfahrzeugs oder Schienen-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugs, über das ein automati-
scher Notruf insbesondere
a) durch ein auf dem 112-Notruf basierendes 

bordeigenes eCall-System oder einen 
eCall über Drittanbieter-Dienste im Sinne 
von Artikel 3 Nummer 1 und 10 der Ver-
ordnung (EU) 2015/758 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 29. April 
2015 über Anforderungen für die Typge-
nehmigung zur Einführung des auf dem 
112-Notruf basierenden bordeigenen 
eCall-Systems in Fahrzeugen und zur 
Änderung der Richtlinie 2007/46/EG (ABl. 
L 123 vom 19.5.2015, S. 77) oder
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b) durch ähnliche Dienste
ausgelöst wird, wenn technisch bedingte 
Falschalarme oder böswillige Alarme im Rah-
men eines bordeigenen Notrufsystems in Fahr-
zeugen übermittelt werden,

4. der Eigentümer, Besitzer oder Betreiber, wenn 
der Einsatz auf einem Grundstück oder durch 
eine Anlage mit besonderem Gefahrenpoten-
zial erforderlich geworden ist,

5. der Betreiber einer automatischen Brandmelde-
anlage, wenn durch die Anlage ein Falschalarm 
ausgelöst wird oder das bestimmungsgemäße 
Auslösen der Brandmeldeanlage auf Fehler in 
der Planung oder Errichtung der Anlage zu-
rückzuführen ist,

6. diejenige Person, die wider besseres Wissen 
oder infolge grob fahrlässiger Unkenntnis der 
Tatsachen die Feuerwehr alarmiert oder die 
Alarmierung durch eine automatische Alarmie-
rungsanlage ungeprüft weiterleitet,

7. diejenige Person, in deren Interesse eine 
Brandsicherheitswache gestellt wird,

8. die Gemeinde, der im Rahmen eines Einsatzes 
nach § 14 Absatz 1 Hilfe geleistet worden ist, 
sofern keine anderen Vereinbarungen beste-
hen oder getroffen werden.“

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. diejenige Person, deren Verhalten den 
Einsatz erforderlich gemacht hat, sowie 
die in § 14 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
des Sächsischen Polizeibehördengeset-
zes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358, 
389), in der jeweils geltenden Fassung, 
genannten Personen,“.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „derjenige, 
der“ durch die Wörter „diejenige Person, die“ 
ersetzt.

e) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Der Kostenersatz wird in Stundensätzen 

für Einsatzkräfte und Feuerwehrfahrzeuge nach 
Maßgabe der Absätze 5 bis 8 erhoben; er kann 
durch Satzung geregelt werden. Die Stundensätze 
werden minutenweise abgerechnet. Daneben kann 
Ersatz verlangt werden für
1. von der Gemeinde für den Einsatz von Hilfe 

leistenden Gemeinde- und Werkfeuerwehren 
oder anderen Hilfe leistenden Einrichtungen 
und Organisationen erstattete Kosten,

2. sonstige durch den Einsatz verursachte not-
wendige Kosten und Auslagen, insbesondere 
die Kosten und Auslagen, die durch die Hil-
feleistung herangezogener und nicht durch 
Nummer 1 erfasster Dritter, die Verwendung 
besonderer Lösch- und Einsatzmittel und die 
Reparatur oder den Ersatz besonderer Ausrüs-
tungen entstanden sind.“

f) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze 5 bis 8 
eingefügt:

„(5) Die Stundensätze für ehrenamtlich tätige 
Einsatzkräfte setzen sich zusammen aus den für 
Zeiten des Einsatzes erstatteten und ersetzten Be-
trägen nach § 62 sowie sonstigen für die ehrenamt-
lich tätigen Feuerwehrangehörigen der Einsatzab-
teilungen entstehenden jährlichen Kosten, die auf 
der Grundlage von 50 Stunden je Feuerwehrange-
hörigem berechnet werden. Durch Satzung können 
Durchschnittssätze festgesetzt werden.

(6) Die Stundensätze für hauptamtliche Ein-
satzkräfte sind so zu bemessen, dass die nach be-

triebswirtschaftlichen Grundsätzen insgesamt an-
satzfähigen Kosten einschließlich Verwaltungs- und 
Gemeinkosten gedeckt werden. Sie sind aufgrund 
der Jahresarbeitsstunden festzusetzen, die sich 
aus der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
der Beamtinnen und Beamten ergeben.

(7) Für die Berechnung der Stundensätze für 
Feuerwehrfahrzeuge werden als jährliche Kosten 
zehn Prozent der Anschaffungskosten der Fahr-
zeuge angesetzt; die Anschaffungskosten sind 
um Zuschüsse des Freistaates nach § 8 Absatz 1 
Nummer 3 zu kürzen. Die ansetzbaren Kosten nach 
Satz 1 sind um den Anteil des öffentlichen Interes-
ses in Höhe von 20 Prozent zu vermindern. Für die 
Berechnung der Stundensätze sind 50 Stunden je 
Fahrzeug zugrunde zu legen. Bei der Berechnung 
der Stundensätze können für vergleichbare Fahr-
zeuge Durchschnittssätze festgesetzt werden.

(8) Stundensätze für Feuerwehrfahrzeuge 
nach Maßgabe des Absatzes 7 setzt das Staatsmi-
nisterium des Innern durch Rechtsverordnung fest.“

g) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 9 und es werden 
die Wörter „Artikel 15 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2018 (BGBl. I S. 2639)“ durch die Wörter 
„Artikel 4 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2730)“ ersetzt.

h) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 10.

73. Nach § 69 wird folgender § 69a eingefügt:
„§ 69a 

Zuweisungen im Brandschutz

(1) Der Freistaat Sachsen gewährt den kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden Zuweisungen zu den 
bei der Abwehr eines Großschadensereignisses ein-
schließlich der dringlichen vorläufigen Schadensbeseiti-
gung nach § 64 Satz 1 und § 65 Absatz 2 entstandenen 
Kosten. Soweit ein Kostenerstattungsanspruch besteht, 
ist nachzuweisen, dass durch das Kostenerstattungs-
verfahren kein vollständiger Kostenersatz erlangt wurde 
und mit hinreichender Wahrscheinlichkeit nicht mehr 
erlangt werden kann. Das Abrechnungsverfahren nach 
Satz 1 führt die zuständige untere Brandschutz-, Ret-
tungsdienst- und Katastrophenschutzbehörde für die 
beteiligten kreisangehörigen Städte und Gemeinden 
durch.

(2) Der Freistaat Sachsen kann den kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden für die durch einen Einsatz 
ihrer Feuerwehr entstandenen Kosten Zuweisungen 
gewähren, soweit
1. der Einsatz mindestens der Führungsstufe C nach 

der nach § 16 Absatz 3 eingeführten Feuerwehr-
Dienstvorschrift 100 zugeordnet wird, länger an-
dauert und ein Einsatz mehrerer Gemeindefeuer-
wehren erfolgt, sowie

2. die der kreisangehörigen Stadt oder Gemeinde ver-
bleibenden Kosten des Einsatzes deren finanzielle 
Leistungsfähigkeit gefährden.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Staatsministerium des Innern regelt im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
nach Anhörung der kommunalen Landesverbände durch 
Rechtsverordnung das Nähere zu den Voraussetzungen 
nach den Absätzen 1 und 2, zur Höhe und zum Abrech-
nungsverfahren der Zuweisungen, zur Selbstbeteiligung 
der kreisangehörigen Städte und Gemeinden sowie zu 
den Zuständigkeiten für die Bewilligung.
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(4) Für die Fälle des Absatzes 2, in denen eine Füh-
rungsunterstützung oder Übernahme der Einsatzleitung 
nach § 49 Absatz 7 Satz 2 nicht erfolgt ist, bestimmt die 
Verordnung zudem insbesondere das Nähere zu vorzu-
legenden Nachweisen
1. über die Zuordnung des Einsatzes zur Führungs-

stufe C und
2. zur fachlichen Erforderlichkeit des Einsatzes der 

taktischen Einheiten, welche die besondere finan-
zielle Belastung der Gemeinde verursacht haben.“

74. In § 70 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 65“ durch die 
Angabe „§ 65 Absatz 1“ ersetzt.

75. § 71 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Aufwen-

dungsersatz“ die Wörter „durch Dritte bei Groß-
schadensereignissen und“ eingefügt.

b) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Katast-
rophen“ die Wörter „Großschadensereignissen und 
bei“ eingefügt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 werden nach dem Wort 
„der“ die Wörter „Großschadens- oder“ 
eingefügt.

bbb) In Nummer 2 werden jeweils vor dem 
Wort „Katastrophengefahr“ die Wörter 
„Großschadens- oder“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 14 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 des Säch-
sischen Polizeibehördengesetzes ist entspre-
chend anzuwenden.“

76. § 72 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort 
„Leitstellen“ durch die Wörter „Integrierten Re-
gionalleitstellen, Organisationen im Sinne von 
§ 12a Absatz 2 Satz 1, die Organisierte Erste 
Hilfe erbringen“ ersetzt und vor dem Wort „ver-
arbeiten“ werden die Wörter „erheben und“ ein-
gefügt.

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3. für die Durchführung, Abwicklung und den 

Nachweis der ordnungsgemäßen Durch-
führung eines Einsatzes nach diesem Ge-
setz und für die Abwicklung eines Beförde-
rungsauftrages des Rettungsdienstes,“.

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort „Notfall-
patienten“ die Wörter „und Notfallpatientinnen“ 
eingefügt.

dd) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Brand-
verhütungsschau“ die Wörter „sowie der Er-
stellung von Stellungnahmen zu Belangen des 
Brandschutzes“ eingefügt.

ee) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6. zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-

teidigung rechtlicher Ansprüche, insbeson-
dere für die Abrechnung von Leistungen 
und zur Anforderung von Kostenersatz, so-
wie zur Verfolgung von Straftaten oder zur 
Verteidigung im Falle der Verfolgung von 
Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen wegen 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten,“.

ff) In Nummer 8 werden die Wörter „des Betrof-
fenen“ durch die Wörter „von Betroffenen“ er-
setzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Betroffenen 

dessen Aufenthaltsort mitzuteilen, sofern nicht 
im Einzelfall schutzwürdige Interessen des Be-
troffenen“ durch die Wörter „Betroffener deren 
Aufenthaltsort mitzuteilen, sofern nicht deren 
schutzwürdige Interessen im Einzelfall“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden vor dem Wort „Betroffene“ die 
Wörter „oder die“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 wird jeweils das Wort 
„Leitstellen“ durch die Wörter „Integrierten Regio-
nalleitstellen“ ersetzt.

77. § 73 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter „ver- oder 

behindert“ durch die Wörter „nicht duldet oder den 
mit der Durchführung beauftragten Personen den 
Zutritt nicht gestattet, die erforderlichen Auskünfte 
nicht erteilt oder die Einsicht in Unterlagen nicht ge-
währt.“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satzteil vor Nummer 1 werden die 
Wörter „Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2018 (BGBl. I S. 2571)“ durch die Wörter „Artikel 5 
des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. I Nr. 73)“ 
ersetzt und in Nummer 2 vor dem Wort „einer“ die 
Wörter „einem Großschadensereignis oder“ einge-
fügt.

78. § 76 wird aufgehoben.

Artikel 2 
Bekanntmachungserlaubnis

Das Staatsministerium des Innern kann den Wortlaut 
des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz in der vom Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Sächsischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt machen.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Dresden, den 8. Januar 2024

Der Landtagspräsident 
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident 
Michael Kretschmer

Der Staatsminister des Innern 
Armin Schuster
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Zweites Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/9581

Vom 21. Dezember 2023

1 Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 
Berufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25).

Der Sächsische Landtag hat am 13. Dezember 2023 das 
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung 

des Gesetzes über Volksantrag, Volksbegehren 
und Volksentscheid

Das Gesetz über Volksantrag, Volksbegehren und 
Volksentscheid vom 19. Oktober 1993 (SächsGVBl. S. 949), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Juli 2020 
(SächsGVBl. S. 374) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10  Prüfung“.
b) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21 Prüfung“.
c) Die Angabe zu § 43 wird wie folgt gefasst:

„§ 43  Prüfung“.
d) Folgende Angabe wird angefügt:

„Anlage Prüfraster für die Verhältnismäßigkeitsprü-
fung“.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 2 erster Halbsatz werden die Wörter „dem 

Landtagspräsidenten“ durch die Wörter „der Land-
tagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten“ 
ersetzt.

b) In Satz 3 wird das Wort „jeder“ durch das Wort „je-
weils“ ersetzt.

3. § 3a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Vor dem Erlass neuer oder der Änderung 
bestehender Vorschriften, die dem Anwendungsbe-
reich der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikati-
onen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 
16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 
vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), 
die zuletzt durch den Delegierten Beschluss (EU) 
2021/2183 (ABl. L 444 vom 10.12.2021, S. 16), in 
der jeweils geltenden Fassung, unterfallen und den 
Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken, haben die Initiatorinnen 
und Initiatoren die Verhältnismäßigkeit der Vor-
schrift gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2018/958 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglemen-
tierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25), in der 
jeweils geltenden Fassung, zu prüfen und das Er-
gebnis der Prüfung in der Begründung des Gesetz-
entwurfs darzustellen.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Für den Zweck der Prüfung nach Absatz 1 

bezeichnen die Begriffe
1. ‚reglementierter Beruf‘ eine berufliche Tätig-

keit oder eine Gruppe beruflicher Tätigkeiten, 
bei der die Aufnahme, die Ausübung oder eine 
der Arten der Ausübung durch Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften direkt oder indirekt an 
den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen 
gebunden ist; eine Art der Ausübung ist insbe-
sondere die Führung einer geschützten Berufs-
bezeichnung, die durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften auf Personen beschränkt ist, 
die eine bestimmte Berufsqualifikation besit-
zen,

2. ‚Berufsqualifikation‘ eine Qualifikation, die 
durch einen Ausbildungsnachweis, durch einen 
Befähigungsnachweis im Sinne des Artikels 11 
Buchstabe a Ziffer i der Richtlinie 2005/36/EG 
oder durch Berufserfahrung nachgewiesen 
wird,

3. ‚geschützte Berufsbezeichnung‘ eine Form der 
Reglementierung eines Berufs, bei der die Ver-
wendung einer Bezeichnung bei der Ausübung 
einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe 
von beruflichen Tätigkeiten aufgrund von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften unmittel-
bar oder mittelbar dem Besitz einer bestimm-
ten Berufsqualifikation unterliegt und bei einer 
missbräuchlichen Verwendung dieser Bezeich-
nung Sanktionen verhängt werden können,

4. ‚vorbehaltene Tätigkeiten‘ eine Form der Re-
glementierung eines Berufs, bei der der Zu-
gang zu einer beruflichen Tätigkeit oder einer 
Gruppe von beruflichen Tätigkeiten aufgrund 
von Rechts- und Verwaltungsvorschriften un-
mittelbar oder mittelbar Angehörigen eines 
reglementierten Berufs, die Inhaber einer be-
stimmten Berufsqualifikation sind, vorbehalten 
wird, und zwar auch dann, wenn diese Tätigkeit 
mit anderen reglementierten Berufen geteilt 
wird.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und in Satz 1 
werden die Wörter „den Artikeln 5 bis 7 der Richt-
linie (EU) 2018/958“ durch die Wörter „der Anlage“ 
ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Stimmberech-
tigten“ durch die Wörter „der oder des Stimm-
berechtigten“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „einen Vertreter 
anstelle des Stimmberechtigten“ durch die 
Wörter „eine Vertreterin oder einen Vertreter 
anstelle der oder des Stimmberechtigten“ er-
setzt.
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Vor- und Familienname, Geburtsdatum und 
Hauptwohnung der oder des Stimmberech-
tigten sowie der Tag der Unterzeichnung sind 
leserlich einzutragen.“

bb) In Satz 3 werden die Wörter „der Stimmberech-
tigte“ durch die Wörter „die oder der Stimm-
berechtigte“ und wird das Wort „er“ durch die 
Wörter „sie oder er“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ein Stimmberech-

tigter, der“ durch die Wörter „Eine Stimmbe-
rechtigte oder ein Stimmberechtigter, die oder 
der“ und die Wörter „Abgabe seiner Stimme“ 
durch das Wort „Stimmabgabe“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „vom Stimmbe-
rechtigten“ durch die Wörter „von der oder dem 
Stimmberechtigten“ ersetzt.

cc) In Satz 3 werden die Wörter „des Stimmberech-
tigten“ durch die Wörter „der oder des Stimm-
berechtigten“ ersetzt.

d) In Absatz 4 werden die Wörter „Jeder Stimmbe-
rechtigte“ durch die Wörter „Jede und jeder Stimm-
berechtigte“ ersetzt.

5. In § 6 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „der Un-
terzeichner“ durch die Wörter „die Unterzeichnerin oder 
der Unterzeichner“ ersetzt.

6. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „beim Landtagsprä-

sidenten“ durch die Wörter „bei der Landtagspräsi-
dentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

b) In Absatz 2 erster Halbsatz werden die Wörter 
„Der Landtagspräsident“ durch die Wörter „Die 
Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident“ 
ersetzt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 10 
Prüfung“.

b) In Satz 1 werden die Wörter „Der Landtagspräsi-
dent“ durch die Wörter „Die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

c) In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter „Sie 
oder er“ ersetzt.

8. § 11 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Hält die Landtagspräsidentin oder der 

Landtagspräsident die formellen Voraussetzungen 
des Volksantrages nicht für erfüllt oder hält sie 
oder er diesen aus anderen Gründen für ganz oder 
teilweise verfassungswidrig, entscheidet auf ihren 
oder seinen Antrag der Verfassungsgerichtshof. 
Die Landtagspräsidentin oder der Landtagsprä-
sident unterrichtet die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson von ihrem oder 
seinem Antrag.“

9. In § 12 Absatz 3 werden die Wörter „durch den Land-
tagspräsidenten“ durch die Wörter „von der Landtags-
präsidentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

10. § 15 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die bis zu seiner Einreichung bei der Land-
tagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten 
anfallenden Kosten des Volksantrags tragen die 

Antragstellerinnen und Antragsteller; § 6 Absatz 3 
Satz 1 bleibt unberührt.“

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Justiz“ 
die Wörter „und für Demokratie, Europa und Gleich-
stellung“ eingefügt.

11. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „die Antragsteller“ 

durch die Wörter „die Antragstellerinnen und An-
tragsteller“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „dem Land-
tagspräsidenten“ durch die Wörter „der Landtags-
präsidentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

12. In § 4 Absatz 3, § 14 Satz 2 und § 18 Absatz 3 werden 
jeweils die Wörter „den Antragstellern“ durch die Wörter 
„den Antragstellerinnen und Antragstellern“ ersetzt.

13. In § 20 werden die Wörter „dem Landtagspräsidenten 
spätestens acht Monate seit“ durch die Wörter „bei der 
Landtagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten 
spätestens acht Monate nach“ ersetzt.

14. § 21 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 21 
Prüfung“.

b) In Satz 1 werden die Wörter „Der Landtagspräsi-
dent“ durch die Wörter „Die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

c) In Satz 2 wird das Wort „er“ durch die Wörter „sie 
oder er“ ersetzt.

15. § 22 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „der Landtagsprä-

sident“ durch die Wörter „die Landtagspräsidentin 
oder der Landtagspräsident“ und wird das Wort „er“ 
durch die Wörter „sie oder er“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der Land-
tagspräsident“ durch die Wörter „die Landtagsprä-
sidentin oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

16. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „dem Landtagsprä-
sidenten“ durch die Wörter „der Landtagspräsi-
dentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Der Landtagsprä-
sident“ durch die Wörter „Die Landtagspräsi-
dentin oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

b) In den Absätzen 1 und 3 werden jeweils die Wörter 
„des Landtagspräsidenten“ durch die Wörter „der 
Landtagspräsidentin oder des Landtagspräsiden-
ten“ ersetzt.

17. § 24 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „Den Antragstellern“ 

durch die Wörter „Den Antragstellerinnen und An-
tragstellern“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „beim Landtagsprä-
sidenten“ durch die Wörter „bei der Landtagspräsi-
dentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

c) In Absatz 4 werden die Wörter „vom Landtagsprä-
sidenten“ durch die Wörter „von der Landtagspräsi-
dentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Den Antragstellerinnen und Antragstellern 

wird auf Antrag der Vertrauensperson oder der stell-
vertretenden Vertrauensperson eine Abschlags-
zahlung bis zum Höchstbetrag von 2 000 Euro 
gewährt. Der Antrag ist schriftlich bei der Landtags-
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präsidentin oder dem Landtagspräsidenten ein-
zureichen. Abschlagszahlungen sind nach Ablauf 
der Unterstützungsfrist zurückzuzahlen, soweit sie 
den Erstattungsbetrag übersteigen oder wenn ein 
Erstattungsanspruch nicht entstanden ist.“

18. § 26 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „der Land-

tagspräsident“ durch die Wörter „die Landtagsprä-
sidentin oder der Landtagspräsident“ und wird das 
Wort „er“ durch die Wörter „sie oder er“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Antrag-
steller“ durch die Wörter „der Antragstellerinnen 
und Antragsteller“ ersetzt.

19. In den §§ 13, 17 und 27 Absatz 1 werden jeweils die 
Wörter „Der Landtagspräsident“ durch die Wörter „Die 
Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident“ er-
setzt.

20. § 28 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „Ein Stimmberech-

tigter kann sein“ durch die Wörter „Eine Stimmbe-
rechtigte oder ein Stimmberechtigter kann das“ und 
wird das Wort „er“ durch die Wörter „sie oder er“ 
ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort „er“ durch die Wörter „sie 
oder er“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „Jeder Stimm-
berechtigte darf sein“ durch die Wörter „Jede und 
jeder Stimmberechtigte darf das eigene“ ersetzt.

21. In § 29 Absatz 4 werden die Wörter „Der Kreisabstim-
mungsleiter“ durch die Wörter „Die Kreisabstimmungs-
leiterin oder der Kreisabstimmungsleiter“ ersetzt.

22. § 30 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Abstimmungsorgane sind
1. die Landesabstimmungsleiterin oder der Lan-

desabstimmungsleiter und der Landesabstim-
mungsausschuss für das Abstimmungsgebiet,

2. eine Kreisabstimmungsleiterin oder ein Kreis-
abstimmungsleiter und ein Kreisabstimmungs-
ausschuss für jeden Stimmkreis,

3. eine Stimmbezirksvorsteherin oder ein Stimm-
bezirksvorsteher und ein Stimmbezirksvor-
stand für jeden Stimmbezirk sowie

4. mindestens eine Abstimmungsvorsteherin oder 
ein Abstimmungsvorsteher und ein Abstim-
mungsvorstand für die Briefabstimmung (Brief-
abstimmungsvorstand) für jeden Stimmkreis.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „Der Kreisabstim-

mungsleiter“ durch die Wörter „Die Kreisab-
stimmungsleiterin oder der Kreisabstimmungs-
leiter“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Wörter 
„Sie oder er“ ersetzt.

23. § 30a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 bis 4 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Landesabstimmungsleiterin oder der 
Landesabstimmungsleiter und deren oder dessen 
Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie die Kreis-
abstimmungsleiterinnen und Kreisabstimmungslei-
ter sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertre-
ter werden vom Staatsministerium der Justiz und 
für Demokratie, Europa und Gleichstellung berufen 
und abberufen.

(2) Der Landesabstimmungsausschuss und die 
Kreisabstimmungsausschüsse bestehen aus der 
Abstimmungsleiterin oder dem Abstimmungslei-
ter als Vorsitzender oder Vorsitzendem und sechs 
von ihr oder ihm berufenen Stimmberechtigten als 
Beisitzerinnen oder Beisitzern. Für jede Beisitzerin 
und jeden Beisitzer ist eine Stellvertreterin oder 
ein Stellvertreter zu berufen. Bei der Berufung der 
Beisitzerinnen und Beisitzer sind die im Abstim-
mungsgebiet vertretenen Parteien und sonstigen 
organisierten Wählergruppen nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen.

(3) Die Stimmbezirksvorsteherinnen und 
Stimmbezirksvorsteher werden von der Gemeinde, 
die Briefabstimmungsvorsteherinnen und Briefab-
stimmungsvorsteher von der Kreisabstimmungslei-
terin oder dem Kreisabstimmungsleiter berufen. Im 
Fall einer Anordnung nach § 30 Absatz 2 tritt an 
die Stelle der Kreisabstimmungsleiterin oder des 
Kreisabstimmungsleiters die Bürgermeisterin oder 
der Bürgermeister der betreffenden oder, wenn der 
Briefabstimmungsvorstand für mehrere Gemeinden 
eingesetzt wurde, die Bürgermeisterin oder der Bür-
germeister der betrauten Gemeinde.

(4) Die Stimmbezirksvorstände (Briefabstim-
mungsvorstände) bestehen aus der Stimmbezirks-
vorsteherin oder dem Stimmbezirksvorsteher (Brief-
abstimmungsvorsteherin oder Briefabstimmungs-
vorsteher) als Vorsitzender oder Vorsitzendem, 
deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertre-
ter und weiteren drei bis sieben Stimmberechtigten 
als Beisitzerinnen oder Beisitzern. Für die Berufung 
gilt Absatz 3 entsprechend. Bei der Zusammenset-
zung der Abstimmungsvorstände sollen die in der 
jeweiligen Gemeinde oder dem jeweiligen Stimm-
kreis vertretenen Parteien und sonstigen organi-
sierten Wählergruppen angemessen berücksichtigt 
werden.“

b) In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „ihr Stellver-
treter“ durch die Wörter „deren Stellvertreterin oder 
Stellvertreter“ ersetzt.

c) Absatz 6 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
„Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben und 
verarbeitet werden: Name, Vorname, Geburtsda-
tum, Anschrift, Telefonnummer, Zahl der Berufun-
gen zu einem Mitglied der Abstimmungsvorstände 
oder Wahlvorstände und die dabei ausgeübte Funk-
tion.“

d) In Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „des Kreis-
abstimmungsleiters“ durch die Wörter „der Kreisab-
stimmungsleiterin oder des Kreisabstimmungslei-
ters“ ersetzt.

24. § 30b wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die 

Wörter „des Vorsitzenden“ durch die Wörter „der 
oder des Vorsitzenden“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „ihre Stellvertreter 
und die Schriftführer“ durch die Wörter „ihre Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter sowie die Schrift-
führerinnen und Schriftführer“ ersetzt.

25. § 30c Absatz 1 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Abstimmungsaus-
schüsse sowie die Mitglieder der Abstimmungsvorstände 
üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme 
dieses Ehrenamtes ist jede und jeder Stimmberechtigte 
verpflichtet.“
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26. In § 31 Satz 2 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wörter 
„und für Demokratie, Europa und Gleichstellung“ einge-
fügt.

27. § 32 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Jeder Stimm-

berechtigte“ durch die Wörter „Jede und jeder 
Stimmberechtigte“ und die Wörter „zu seiner Per-
son“ durch die Wörter „zu ihrer oder seiner Person“ 
ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Eine Stimmberechtigte oder ein Stimm-

berechtigter, die oder der verhindert ist, in dem 
Stimmbezirk abzustimmen, in dessen Stimmbe-
rechtigtenverzeichnis sie oder er eingetragen ist, 
oder die oder der aus einem von ihr oder ihm nicht 
zu vertretenden Grund in das Stimmberechtigten-
verzeichnis nicht eingetragen worden ist, erhält auf 
Antrag einen Stimmschein.“

28. § 33 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „der Land-

tagspräsident“ durch die Wörter „die Landtagsprä-
sidentin oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „vom Land-
tagspräsidenten“ durch die Wörter „von der Land-
tagspräsidentin oder dem Landtagspräsidenten“ 
ersetzt.

29. § 36 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „der Abstim-

mende“ durch die Wörter „die oder der Abstim-
mende“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „Ein blinder oder 
sehbehinderter Stimmberechtigter kann“ durch die 
Wörter „Blinde oder sehbehinderte Stimmberech-
tigte können“ ersetzt.

30. § 37 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die oder der Stimmberechtigte übt das eigene 

Stimmrecht in der Weise aus, dass sie oder er auf dem 
Stimmzettel in einem der bei den Worten ‚Ja‘ und ‚Nein‘ 
befindlichen Kreise ein Kreuz einsetzt oder durch eine 
andere Art der Kennzeichnung des Stimmzettels ein-
deutig zu erkennen gibt, ob sie oder er die gestellte 
Frage bejahen oder verneinen will. Die oder der Abstim-
mende faltet daraufhin den Stimmzettel in der Weise, 
dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist, und wirft ihn 
in die Stimmurne. Satz 1 gilt sinngemäß, wenn mehrere 
Gesetzentwürfe zur Abstimmung stehen.“

31. § 38 wird wie folgt gefasst:
„§ 38 

Briefabstimmung

(1) Bei der Briefabstimmung hat die oder der 
Abstimmende der Kreisabstimmungsleiterin oder dem 
Kreisabstimmungsleiter des Stimmkreises, in dem der 
Stimmschein ausgestellt worden ist, im verschlossenen 
Abstimmungsbriefumschlag
1. ihren oder seinen Stimmschein und
2. in dem besonders verschlossenen Abstimmungs-

umschlag ihren oder seinen Stimmzettel
so rechtzeitig zu übersenden, dass der Abstimmungs-
brief spätestens am Abstimmungstag bis zum Ende der 
Abstimmungszeit eingeht. § 36 Absatz 2 und 3 findet 
entsprechende Anwendung.

(2) Auf dem Stimmschein hat die oder der Abstim-
mende oder die Person ihres oder seines Vertrau-
ens gegenüber der Kreisabstimmungsleiterin oder 
dem Kreisabstimmungsleiter an Eides Statt zu versi-
chern, dass der Stimmzettel persönlich oder gemäß 
dem erklärten Willen der oder des Stimmberechtigten 
gekennzeichnet worden ist. Die Kreisabstimmungslei-
terin oder der Kreisabstimmungsleiter ist zur Abnahme 
einer solchen Versicherung an Eides Statt zuständig 
und gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafge-
setzbuchs.

(3) Im Fall einer Anordnung der Kreisabstimmungs-
leiterin oder des Kreisabstimmungsleiters nach § 30 
Absatz 2 tritt an deren oder dessen Stelle in Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 die Gemeinde, bei der der zustän-
dige Briefabstimmungsvorstand bestellt ist.“

32. § 39 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter 

„des Abstimmenden“ durch die Wörter „der oder 
des Abstimmenden“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „des Abstim-
menden“ durch die Wörter „der oder des Abstim-
menden“ ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 Nummer 6 werden die Wörter „der 

Abstimmende“ durch die Wörter „die oder der 
Abstimmende“ ersetzt.

bb) In Satz 2 erster Halbsatz werden die Wörter 
„Die Einsender“ durch die Wörter „Die Einsen-
derinnen und Einsender“ ersetzt.

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Die Stimme einer oder eines Abstimmen-

den, die oder der an der Briefabstimmung teilge-
nommen hat, wird nicht dadurch ungültig, dass sie 
oder er vor dem oder am Abstimmungstag stirbt, 
aus dem Abstimmungsgebiet wegzieht oder das 
Abstimmungsrecht nach § 2 Absatz 2 verliert.“

33. In § 40 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „des Kreis-
abstimmungsleiters“ durch die Wörter „der Kreisab-
stimmungsleiterin oder des Kreisabstimmungsleiters“ 
ersetzt.

34. In § 41 werden die Wörter „Der Landesabstimmungslei-
ter“ durch die Wörter „Die Landesabstimmungsleiterin 
oder der Landesabstimmungsleiter“ ersetzt.

35. § 43 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 43 
Prüfung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Landtagspräsidentin oder der Land-

tagspräsident prüft die Vorbereitung und Durch-
führung des Volksentscheids. Sie oder er gibt das 
Ergebnis der Prüfung der Vertrauensperson, der 
stellvertretenden Vertrauensperson, den Mitglie-
dern des Landtages, der Staatsregierung und der 
Landesabstimmungsleiterin oder dem Landesab-
stimmungsleiter bekannt.“

36. § 44 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „des Landtagspräsi-

denten“ durch die Wörter „der Landtagspräsidentin 
oder des Landtagspräsidenten“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Wörter „vom Landtagsprä-
sidenten“ durch die Wörter „von der Landtagspräsi-
dentin oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.
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37. In § 45 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Lan-
desabstimmungsleiter“ durch die Wörter „die Landesab-
stimmungsleiterin oder der Landesabstimmungsleiter“ 
ersetzt.

38. In § 46 Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „der Land-
tagspräsident“ durch die Wörter „die Landtagspräsiden-
tin oder der Landtagspräsident“ ersetzt.

39. § 47 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Wörter „Den Antragstellern“ 

durch die Wörter „Den Antragstellerinnen und An-
tragstellern“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „der Antragsteller“ 
durch die Wörter „der Antragstellerinnen und An-
tragsteller“ ersetzt.

40. § 48 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Wörter „je 

Stimmberechtigten“ durch die Wörter „je Stimmbe-
rechtigten und Stimmberechtigte“ ersetzt.

b) In Satz 3 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wörter 
„und für Demokratie, Europa und Gleichstellung“ 
eingefügt.

41. § 52 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Justiz“ die Wörter 

„und für Demokratie, Europa und Gleichstellung“ 
eingefügt.

b) In Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „der Abstim-
mungsleiter und -vorsteher“ durch die Wörter „der 
Abstimmungsleiterinnen und -leiter sowie Abstim-
mungsvorsteherinnen und -vorsteher“ ersetzt.

42. § 52a Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 

Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist
1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 1

a) die Kreisabstimmungsleiterin oder der Kreis-
abstimmungsleiter, wenn eine Stimmberech-
tigte oder ein Stimmberechtigter das Amt einer 
Stimmbezirksvorsteherin oder eines Stimmbe-
zirksvorstehers, einer Briefabstimmungsvorste-
herin oder eines Briefabstimmungsvorstehers, 
einer stellvertretenden Stimmbezirksvorste-
herin oder eines stellvertretenden Stimmbe-
zirksvorstehers oder einer Beisitzerin oder ei-
nes Beisitzers im Stimmbezirksvorstand oder 
Kreisabstimmungsausschuss,

b) die Landesabstimmungsleiterin oder der Lan-
desabstimmungsleiter, wenn eine Stimmbe-
rechtigte oder ein Stimmberechtigter das Amt 
einer Beisitzerin oder eines Beisitzers im Lan-
desabstimmungsausschuss

unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende 
Entschuldigung den Pflichten eines solchen Amtes 
entzieht,

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nummer 2 
die Landesabstimmungsleiterin oder der Landesab-
stimmungsleiter.“

43. In § 53 Satz 1 werden die Wörter „beim Landtagspräsi-
denten“ durch die Wörter „bei der Landtagspräsidentin 
oder dem Landtagspräsidenten“ ersetzt.

44. Folgende Anlage wird angefügt:
„Anlage 

(zu § 3a Absatz 3)

Prüfraster für die Verhältnismäßigkeitsprüfung

I. Prüfung der Verhältnismäßigkeit
1. Vor dem Erlass neuer oder der Änderung bestehen-

der Vorschriften, die dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2005/36/EG unterfallen und den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung 
beschränken, ist die Verhältnismäßigkeit der Vor-
schrift gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2018/958 zu prüfen und das Ergebnis der Prüfung 
in der Begründung des Gesetzentwurfs darzustel-
len. Der Umfang der Prüfung muss im Verhältnis 
zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen der 
Vorschrift stehen.

2. Jede Vorschrift im Sinne der Nummer 1 Satz 1 ist 
mit einer Begründung zu versehen, die eine Ver-
hältnismäßigkeitsprüfung der Vorschrift ermöglicht. 
Dabei sind die Gründe, aus denen sich ergibt, dass 
eine Vorschrift im Sinne der Nummer 1 Satz 1 ver-
hältnismäßig ist, durch qualitative und, soweit mög-
lich und relevant, quantitative Elemente zu belegen.

3. Vorschriften im Sinne der Nummer 1 Satz 1 dürfen 
keine Diskriminierung aufgrund der Staatsangehö-
rigkeit oder des Wohnsitzes darstellen.

4. Vorschriften im Sinne der Nummer 1 Satz 1 müs-
sen durch Ziele des Allgemeininteresses objektiv 
gerechtfertigt sein; während Gründe, die rein wirt-
schaftlicher oder verwaltungstechnischer Natur 
sind, hierbei ausscheiden, kommen insbesondere 
in Betracht
a) die öffentliche Sicherheit und Ordnung,
b) die öffentliche Gesundheit,
c) die geordnete Rechtspflege,
d) der Schutz der Verbraucherinnen und Verbrau-

cher sowie der sonstigen Dienstleistungsemp-
fängerinnen und Dienstleistungsempfänger,

e) der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer,

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs,
g) die Betrugsbekämpfung,
h) die Verhinderung von Steuerhinterziehung und 

Steuervermeidung einschließlich der wirksa-
men Steueraufsicht,

i) der Schutz des geistigen Eigentums,
j) der Umweltschutz,
k) die Sozialpolitik einschließlich des finanziellen 

Gleichgewichts der sozialen Sicherungssys-
teme und

l) die Kulturpolitik einschließlich des Schutzes 
des Kulturerbes.

II. Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung
1. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind die 

folgenden Punkte zu berücksichtigen:
a) die mit den angestrebten Zielen des Allgemein-

interesses verbundenen Risiken, insbesondere 
die Risiken für die Dienstleistungsempfänge-
rinnen und Dienstleistungsempfänger, ein-
schließlich Verbraucherinnen und Verbraucher, 
Berufsangehörige und Dritte;

b) die Frage, ob bestehende Regelungen spezifi-
scher oder allgemeiner Art, etwa Regelungen 
in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Pro-
duktsicherheit oder des Verbraucherschutzes, 
nicht ausreichen, um das angestrebte Ziel zu 
erreichen;

c) die Eignung der Vorschrift zur Erreichung des 
angestrebten Ziels sowie die Frage, ob sie 
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diesem Ziel in kohärenter und systematischer 
Weise gerecht wird und somit den Risiken ent-
gegenwirkt, die bei vergleichbaren Tätigkeiten 
in ähnlicher Weise identifiziert wurden;

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- 
und Dienstleistungsverkehr innerhalb der Eu-
ropäischen Union, die Wahlmöglichkeiten für 
die Verbraucherinnen und Verbraucher und die 
Qualität der bereitgestellten Dienstleistungen;

e) die Möglichkeit des Rückgriffs auf gelindere 
Mittel zur Erreichung des im Allgemeininter-
esse liegenden Ziels; für die Zwecke dieses 
Buchstabens, wenn die Vorschriften nur durch 
den Verbraucherschutz gerechtfertigt sind 
und sich die identifizierten Risiken auf das 
Verhältnis zwischen den Berufsangehörigen 
und den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
beschränken und sich deshalb nicht negativ 
auf Dritte auswirken, prüfen die Initiatorinnen 
und Initiatoren insbesondere, ob das Ziel durch 
Maßnahmen erreicht werden kann, die gelinder 
sind, als die Tätigkeit vorzubehalten;

f) die Wirkung der neuen oder geänderten Vor-
schrift, wenn sie mit anderen Vorschriften kom-
biniert wird, die den Zugang zu reglementierten 
Berufen oder deren Ausübung beschränken, 
und insbesondere, wie die neuen oder geän-
derten Vorschriften kombiniert mit anderen 
Anforderungen zum Erreichen desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beitragen 
und ob sie hierfür notwendig sind;

g) das Ziel der Sicherstellung des hohen Niveaus 
des Gesundheitsschutzes bei Vorschriften, die 
die Reglementierung von Gesundheitsberufen 
betreffen und Auswirkungen auf die Patienten-
sicherheit haben.

2. Darüber hinaus sind bei der Prüfung der Verhältnis-
mäßigkeit die folgenden Punkte zu berücksichtigen, 
wenn dies für die Art und den Inhalt der neu einge-
führten oder geänderten Vorschrift relevant ist:
a) der Zusammenhang zwischen dem Umfang der 

Tätigkeit, die von einem Beruf erfasst ist oder 
die einem Beruf vorbehalten ist, und der erfor-
derlichen Berufsqualifikation;

b) der Zusammenhang zwischen der Komplexität 
der betreffenden Aufgabe und der Notwendig-
keit, dass diejenigen, die die Aufgaben wahr-
nehmen, im Besitz einer bestimmten Berufs-
qualifikation sind, insbesondere in Bezug auf 
das Niveau, die Eigenart und die Dauer der 
erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung;

c) die Möglichkeit, die berufliche Qualifikation auf 
alternativen Wegen zu erlangen;

d) die Frage, ob und warum die bestimmten Beru-
fen vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen Be-
rufen geteilt oder nicht geteilt werden können;

e) der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines 
reglementierten Berufs und die Auswirkungen 
von Organisations- und Überwachungsmo-
dalitäten auf die Erreichung des angestrebten 
Ziels, insbesondere wenn die mit einem regle-
mentierten Beruf zusammenhängenden Tätig-
keiten unter der Kontrolle und Verantwortung 
einer ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft 
stehen;

f) die wissenschaftlichen und technologischen 
Entwicklungen, die die Informationsasymme-
trie zwischen den Berufsangehörigen sowie 
Verbraucherinnen und Verbrauchern tatsäch-
lich abbauen oder verstärken können.

3. Wird die neue oder geänderte Vorschrift mit an-
deren Vorschriften kombiniert, die den Zugang zu 
reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, so ist die Auswirkung der neuen oder 
geänderten Vorschrift zu prüfen. Hierbei ist insbe-
sondere zu prüfen, wie die neue oder geänderte 
Vorschrift in der Kombination mit anderen Anforde-
rungen zur Erreichung desselben im Allgemeinin-
teresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür 
notwendig ist; dabei ist die Tatsache zu berücksich-
tigen, dass die Auswirkungen sowohl positiv als 
auch negativ sein können. Dies gilt insbesondere 
für folgende Anforderungen:
a) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbe-

zeichnungen und jede sonstige Form der Reg-
lementierung im Sinne von § 3a Absatz 2 Num-
mer 1 dieses Gesetzes;

b) Verpflichtungen zur kontinuierlichen berufli-
chen Weiterbildung;

c) Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisatio-
nen, Standesregeln und Überwachung;

d) Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorgani-
sation, Registrierungs- und Genehmigungs-
regelungen, insbesondere, wenn diese An-
forderungen den Besitz einer bestimmten 
Berufsqualifikation voraussetzen;

e) quantitative Beschränkungen, insbesondere 
Anforderungen, welche die Zahl der Zulas-
sungen zur Ausübung eines Berufs begrenzen 
oder die eine Mindest- oder Höchstzahl der 
Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer, Geschäfts-
führerinnen, Geschäftsführer oder Vertreterin-
nen oder Vertreter festsetzen, die bestimmte 
Berufsqualifikationen besitzen;

f) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen 
oder Anforderungen in Bezug auf die Betei-
ligungsstruktur oder Geschäftsleitung eines 
Unternehmens, soweit diese Anforderungen 
unmittelbar mit der Ausübung eines reglemen-
tierten Berufs zusammenhängen;

g) geographische Beschränkungen für die Berufs-
ausübung, auch bei unterschiedlichen Regle-
mentierungen innerhalb des Bundesgebiets;

h) Beschränkungen bei der gemeinschaftlichen 
oder partnerschaftlichen Ausübung eines reg-
lementierten Berufs sowie Unvereinbarkeitsre-
geln;

i) Anforderungen an den Versicherungsschutz 
oder andere Mittel des persönlichen oder kol-
lektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaft-
pflicht;

j) Anforderungen an die Sprachkenntnisse, so-
weit diese für die Ausübung des Berufs erfor-
derlich sind;

k) festgelegte Mindest- und/oder Höchstpreisan-
forderungen;

l) Anforderungen an die Werbung.
4. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit spezifischer 
Anforderungen im Zusammenhang mit der vor-
übergehenden oder gelegentlichen Erbringung 
von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG eingehalten wird. Zu prüfen ist dabei 
insbesondere die Verhältnismäßigkeit
a) einer automatischen vorübergehenden Eintra-

gung oder einer Pro-Forma-Mitgliedschaft bei 
einer Berufsorganisation gemäß Artikel 6 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG;

b) einer vorherigen Meldung gemäß Artikel 7 Ab-
satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG;
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c) der Forderung von Dokumenten gemäß Arti-
kel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG oder 
einer sonstigen gleichwertigen Anforderung;

d) der Zahlung von Gebühren oder Entgelten, die 
vom Dienstleistungserbringer für die Verwal-
tungsverfahren im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung verlangt werden.

Die Verpflichtungen nach dieser Nummer gelten 
nicht für Maßnahmen, durch die die Einhaltung 
geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingun-
gen gewährleistet werden, die im Einklang mit dem 
Recht der Europäischen Union angewendet wer-
den.“

Artikel 2 
Änderung 

des Sächsischen Heilberufekammergesetzes

Das Sächsische Heilberufekammergesetz vom 5. Juli 
2023 (SächsGVBl. S. 559) wird wie folgt geändert:

1. § 8 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Für den Zweck der Prüfung nach Absatz 3 

bezeichnen die Begriffe
1. ‚reglementierter Beruf‘ eine berufliche Tätigkeit 

oder eine Gruppe beruflicher Tätigkeiten, bei der 
die Aufnahme, die Ausübung oder eine der Arten 
der Ausübung durch Rechts- oder Verwaltungs-
vorschriften direkt oder indirekt an den Besitz be-
stimmter Berufsqualifikationen gebunden ist; eine 
Art der Ausübung ist insbesondere die Führung 
einer geschützten Berufsbezeichnung, die durch 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf Perso-
nen beschränkt ist, die eine bestimmte Berufsquali-
fikation besitzen,

2. ‚Berufsqualifikation‘ eine Qualifikation, die durch 
einen Ausbildungsnachweis, durch einen Befä-
higungsnachweis im Sinne des Artikels 11 Buch-
stabe a Ziffer i der Richtlinie 2005/36/EG oder 
durch Berufserfahrung nachgewiesen wird,

3. ‚geschützte Berufsbezeichnung‘ eine Form der Reg-
lementierung eines Berufs, bei der die Verwendung 
einer Bezeichnung bei der Ausübung einer berufli-
chen Tätigkeit oder einer Gruppe von beruflichen 
Tätigkeiten aufgrund von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften unmittelbar oder mittelbar dem Besitz 
einer bestimmten Berufsqualifikation unterliegt und 
bei einer missbräuchlichen Verwendung dieser Be-
zeichnung Sanktionen verhängt werden können,

4. ‚vorbehaltene Tätigkeiten‘ eine Form der Regle-
mentierung eines Berufs, bei der der Zugang zu 
einer beruflichen Tätigkeit oder einer Gruppe von 
beruflichen Tätigkeiten aufgrund von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften unmittelbar oder mittelbar 
Angehörigen eines reglementierten Berufs, die In-
haberin oder Inhaber einer bestimmten Berufsquali-
fikation sind, vorbehalten wird, und zwar auch dann, 
wenn diese Tätigkeit mit anderen reglementierten 
Berufen geteilt wird.“

2. Die Anlage wird wie folgt geändert:
a) Ziffer I wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Vor dem Erlass neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften, die dem Anwendungs-
bereich der Richtlinie 2005/36/EG unterfallen 
und den Zugang zu reglementierten Berufen 
oder deren Ausübung beschränken, ist eine 

Prüfung der Verhältnismäßigkeit nach den 
nachfolgenden Bestimmungen durchzuführen.“

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
4. „Vorschriften im Sinne der Nummer 1 müs-

sen durch Ziele des Allgemeininteresses 
objektiv gerechtfertigt sein und dürfen 
nicht über das zur Erreichung des Ziels 
erforderliche Maß hinausgehen; während 
Gründe, die rein wirtschaftlicher oder ver-
waltungstechnischer Natur sind, hierbei 
ausscheiden, kommen insbesondere in 
Betracht
a) die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung,
b) die öffentliche Gesundheit,
c) die Wahrung der geordneten Rechts-

pflege,
d) der Schutz der Verbraucherinnen 

und Verbraucher sowie der sonstigen 
Dienstleistungsempfängerinnen und 
Dienstleistungsempfänger,

e) der Schutz der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer,

f) die Lauterkeit des Handelsverkehrs,
g) die Betrugsbekämpfung,
h) die Verhinderung von Steuerhinter-

ziehung und Steuervermeidung ein-
schließlich der wirksamen Steuerauf-
sicht,

i) der Schutz des geistigen Eigentums,
j) der Umweltschutz,
k) die Sozialpolitik einschließlich der 

Erhaltung des finanziellen Gleichge-
wichts der sozialen Sicherungssys-
teme und

l) die Kulturpolitik einschließlich des 
Schutzes des Kulturerbes.“

b) Ziffer II wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 Buchstabe c wird das Wort „Ei-

genart“ durch das Wort „Eignung“ ersetzt.
bb) In Nummer 2 Buchstabe a wird das Wort „Tätig-

keit“ durch das Wort „Tätigkeiten“ und werden 
die Wörter „die erforderliche Berufsqualifika-
tion“ durch die Wörter „der erforderlichen Be-
rufsqualifikation“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 Satz 3 wird nach den Wörtern 
„Dabei sind“ das Wort „insbesondere“ einge-
fügt.

dd) Nummer 4 wird wie folgt geändert:
aaa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Zusätzlich ist sicherzustellen, dass 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
eingehalten wird, wenn spezifische An-
forderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden und gelegentlichen 
Erbringung von Dienstleistungen ge-
mäß Titel II der Richtlinie 2005/36/EG, 
einschließlich der folgenden Anforde-
rungen, neu eingeführt oder geändert 
werden:
a) eine automatische vorübergehende 

Eintragung oder eine Pro-Forma-
Mitgliedschaft bei einer Berufsorga-
nisation gemäß Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/
EG;

b) eine vorhergehende Meldung ge-
mäß Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 
2005/36/EG, die gemäß Absatz 2 
des genannten Artikels erforderli-
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chen Dokumente oder eine sonstige 
gleichwertige Anforderung;

c) die Zahlung einer Gebühr oder von 
Entgelten, die vom Dienstleistungs-
erbringer für die Verwaltungsver-
fahren im Zusammenhang mit dem 
Zugang zu reglementierten Berufen 
oder deren Ausübung gefordert wer-
den.“

bbb) In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma und die Wörter „die die Mit-

gliedstaaten im Einklang mit dem Uni-
onsrecht anwenden.“ ersetzt.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Dresden, den 21. Dezember 2023

Der Landtagspräsident 
Dr. Matthias Rößler

Der Ministerpräsident 
Michael Kretschmer

Die Staatsministerin der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstellung 
Katja Meier

Die Staatsministerin für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
Petra Köpping
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Verordnung 
der Sächsischen Staatsregierung 

zur Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes 
(Gebäudeenergieverordnung – GebEnVO)

Vom 19. Dezember 2023

Auf Grund des § 94 Satz 1 und 3 sowie des § 101 Ab-
satz 1 und 2 des Gebäudeenergiegesetzes vom 8. August 
2020 (BGBl. I S. 1728), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert wor-
den ist, verordnet die Staatsregierung:

§ 1 
Zuständigkeiten

(1) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zuständig für 
die Durchführung des Gebäudeenergiegesetzes vom 8. Au-
gust 2020 (BGBl. I S. 1728), das durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert 
worden ist, soweit in dieser Verordnung nichts anderes be-
stimmt ist. Bei Vorhaben nach § 77 der Sächsischen Bau-
ordnung in der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (Sächs-
GVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert worden 
ist, ist die Baudienststelle zuständig.

(2) Für die Aufgaben nach § 99 des Gebäudeenergie-
gesetzes ist die Landesdirektion Sachsen, Landesstelle für 
Bautechnik (Landeskontrollstelle) zuständig. Die Landes-
kontrollstelle kann sich des Deutschen Institutes für Bau-
technik bedienen bei der Aufgabenerfüllung gemäß Artikel 2 
Nummer 7 Buchstabe a und b des Verwaltungsabkommens 
zwischen Bund und Ländern zur Übertragung von weiteren 
Aufgaben auf das Deutsche Institut für Bautechnik (DiBt) 
vom 27.Mai 2019 (Amtsblatt für Berlin S. 4431), das zuletzt 
durch das Verwaltungsabkommen vom 31. Mai 2022 (Amts-
blatt für Berlin S. 2074) geändert worden ist.

(3) Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach § 108 Absatz 1 Nummer 32 des Gebäude-
energiegesetzes ist die Landeskontrollstelle zuständig.

§ 2 
Erfüllungserklärung

(1) Zur Ausstellung einer Erfüllungserklärung nach § 92 
des Gebäudeenergiegesetzes sind Personen berechtigt,
1. die bauvorlageberechtigt sind nach § 65 Absatz 2 Num-

mer 1, 2 und 4, auch in Verbindung mit § 65 Absatz 4 
Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 der Sächsischen Bauord-
nung in der jeweils geltenden Fassung oder

2. die zur Ausstellung von Energieausweisen berechtigt 
sind nach § 88 Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung 
mit Absatz 4 des Gebäudeenergiegesetzes in der je-
weils geltenden Fassung.

(2) Die für die Erfüllungserklärung notwendigen Be-
rechnungen des Energiebedarfs sind von Personen nach 
Absatz 1 zu erstellen. Die Berechnungen müssen die er-
stellende Person und das Datum der Erstellung erkennen 
lassen.

(3) Für die Ausstellung von Erfüllungserklärungen nach 
§ 92 des Gebäudeenergiegesetzes sind die vom Staatsmi-
nisterium für Regionalentwicklung vorgegebenen Formulare 
zu verwenden.

(4) Die Erfüllungserklärung ist mit den zugrundeliegen-
den Dokumenten vor Nutzungsaufnahme als Kopie in Pa-
pierform oder elektronisch einzureichen.

(5) Für die Ausstellung einer Erfüllungserklärung gilt 
§ 83 des Gebäudeenergiegesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend.

(6) Die zuständige Behörde kann weitere Unterlagen 
anfordern, wenn dies zur Feststellung der Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Erfüllungserklärung notwendig ist. Die 
Bauherrin oder der Bauherr oder die Eigentümerin oder der 
Eigentümer ist verpflichtet, die angeforderten Unterlagen zu 
übermitteln.

§ 3 
Stichprobenermittlung

Das Staatsministerium für Regionalentwicklung be-
stimmt den statistisch signifikanten Prozentanteil nach § 99 
Absatz 2 des Gebäudeenergiegesetzes gegenüber der Lan-
deskontrollstelle. Es kann abweichend davon eine absolute 
Anzahl von Stichproben festlegen.

§ 4 
Stichprobenprüfung durch die Landeskontrollstelle

(1) Mindestens eine der mit der Stichprobenprüfung be-
fassten Personen muss die Voraussetzungen des § 88 des 
Gebäudeenergiegesetzes zur Ausstellung von Energieaus-
weisen erfüllen.

(2) Sobald Stichproben aus den Energieausweisen oder 
Inspektionsberichten gezogen wurden, unterrichtet die Lan-
deskontrollstelle deren Aussteller hierüber und fordert sie 
auf, die erforderlichen Unterlagen nach § 99 Absatz 6 Satz 1 
des Gebäudeenergiegesetzes innerhalb einer angemesse-
nen Frist zu übersenden.
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§ 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die EnEV-Durchführungsverordnung 

vom 19. September 2016 (SächsGVBl. S. 346), die zuletzt 
durch die Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. 
S. 517) geändert worden ist, außer Kraft.

Dresden, den 19. Dezember 2023

Der Ministerpräsident 
Michael Kretschmer

Der Staatsminister für Regionalentwicklung 
Thomas Schmidt
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Zweite Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen 

zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur 
Regelung des Kirchensteuerwesens im Freistaat Sachsen

Vom 3. Januar 2024

Auf Grund des § 10 Absatz 1 und des § 11 Absatz 2 des 
Sächsischen Kirchensteuergesetzes vom 14. Februar 2002 
(SächsGVBl. S. 82), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2023 (SächsGVBl. S. 876) geändert worden 
sind, verordnet das Staatsministerium der Finanzen:

Artikel 1

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur 
Regelung des Kirchensteuerwesens im Freistaat Sachsen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Januar 1991 
(SächsGVBl. S. 18), die durch die Verordnung vom 30. März 
1992 (SächsGVBl. S. 169) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„Verordnung 

des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen 
zur Durchführung des Sächsischen 

Kirchensteuergesetzes 
(Sächsische Kirchensteuerdurchführungsverordnung –  

SächsKiStDVO)“.

2. In § 1 werden nach dem Wort „Ehe“ die Wörter „oder 
Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

3. § 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 2

Die Arbeitgeber haben für die evangelischen Lan-
deskirchen und die Diözesen der katholischen Kirche 
der Bundesrepublik Deutschland, deren Gebiet ganz 
oder teilweise außerhalb des Freistaats Sachsen liegt, 
die Kirchensteuer im Lohnsteuerabzugsverfahren auch 
für die diesen gegenüber steuerpflichtigen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit-nehmern einzubehalten und 
abzuführen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt nicht im Freistaat Sachsen haben, aber von einer 
Betriebsstätte im Freistaat Sachsen entlohnt werden. 
Maßgebend ist der für den Ort der Betriebsstätte gel-
tende Prozentsatz der Kirchensteuer.“

4. Die Anlage wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 werden die Buchstaben b bis e durch 

die folgenden Buchstaben b bis d ersetzt:
„b) Evangelische Kirche in Mitteldeutschland
c) Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-

schlesische Oberlausitz
d) Evangelisch-reformierte Kirche“.

b) Nummer 2 Buchstabe b und c wird wie folgt gefasst:
„b) Bistum Görlitz
c) Bistum Magdeburg“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Dresden, den 3. Januar 2024

Der Staatsminister der Finanzen 
Hartmut Vorjohann
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Verordnung 
des Sächsischen Staatsministeriums für Regionalentwicklung 

über die Einkommensgrenzen nach dem Wohnraumförderungsgesetz 
(Sächsische Einkommensgrenzen-Verordnung – SächsEinkGrenzVO)

Vom 20. Dezember 2023

Auf Grund des § 9 Absatz 3 Satz 1 des Wohnraumför-
derungsgesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376) 
in Verbindung mit § 3 des Gesetzes über die Zuständigkei-
ten auf dem Gebiet der sozialen Wohnraumförderung vom 
6. Oktober 2013 (SächsGVBl. S. 804), der durch Artikel 12 
der Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. S. 517) 
geändert worden ist, verordnet das Staatsministerium für 
Regionalentwicklung:

§ 1 
Erste Einkommensgrenze

(1) Die für die soziale Wohnraumförderung maßgebliche 
erste Einkommensgrenze beträgt abweichend von § 9 Ab-
satz 2 Satz 1 des Wohnraumförderungsgesetzes für einen 
Ein-Personen-Haushalt 16 800 Euro, für einen Zwei-Perso-
nen-Haushalt 25 200 Euro, zuzüglich für jede weitere zum 
Haushalt rechnende Person 5 740 Euro.

(2) Die Einkommensgrenze nach Absatz 1 erhöht sich 
abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 2 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes für jedes zum Haushalt rechnende Kind im 
Sinne von § 32 Absatz 1 bis 5 des Einkommensteuergeset-
zes um weitere 700 Euro.

§ 2 
Zweite Einkommensgrenze

(1) Die für die soziale Wohnraumförderung maßgebliche 
zweite Einkommensgrenze beträgt abweichend von § 9 Ab-
satz 2 Satz 1 des Wohnraumförderungsgesetzes für einen 
Ein-Personen-Haushalt 21 000 Euro, für einen Zwei-Perso-
nen-Haushalt 31 500 Euro, zuzüglich für jede weitere zum 
Haushalt rechnende Person 7 175 Euro.

(2) Die Einkommensgrenze nach Absatz 1 erhöht sich 
abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 2 des Wohnraumförde-
rungsgesetzes für jedes zum Haushalt rechnende Kind im 
Sinne von § 32 Absatz 1 bis 5 des Einkommensteuergeset-
zes um weitere 875 Euro.

§ 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Sächsische Einkommensgrenzen-
Verordnung vom 10. März 2021 (SächsGVBl. S. 326) außer 
Kraft.

Dresden, den 20. Dezember 2023

Der Staatsminister für Regionalentwicklung 
Thomas Schmidt
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Verordnung 
des Landratsamtes Bautzen 

zur Änderung der Abgrenzung des 
Landschaftsschutzgebietes (LSG) „Westlausitz“

Vom 19. Dezember 2023

Aufgrund von § 20 Absatz 2 Nummer 4, § 26 und § 22 
Absatz 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 
geändert worden ist, in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Num-
mer 1 des Bundesnaturschutzgesetzes sowie §§ 13 und 20 
des Sächsischen Naturschutzgesetzes vom 6. Juni 2013 
( SächsGVBl. S. 451), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 20. Dezember 2022 (SächsGVBl. S. 705) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 47 Absatz 1, § 48 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2, Absatz 4 und § 46 Absatz 1 Nummer 3 
des Sächsischen Naturschutzgesetzes wird durch das Land-
ratsamt Bautzen verordnet:

 § 1 
Erklärung zum Ausgliederungsgebiet

Die in § 2 näher bezeichneten Flächen auf dem Gebiet 
der
Gemeinde/Stadt: Stadt Großröhrsdorf
Gemarkung: Hauswalde
Landkreis: Bautzen
werden aus dem LSG „Westlausitz“ ausgegliedert.

§ 2 
Ausgliederungsgegenstand

(1) Das Ausgliederungsgebiet hat eine Größe von ins-
gesamt circa 0,17 ha. Es umfasst nach dem Stand vom 
19. Dezember 2023 auf dem Gebiet der Stadt Großröhrs-
dorf, Gemarkung Hauswalde, Landkreis Bautzen teilweise 
das Flurstück 464/2.

(2) Das Ausgliederungsgebiet ist in einer Liegenschafts-
karte des Landratsamtes Bautzen vom 1. Juni 2023 im Maß-
stab 1 : 1 000 und einer Übersichtskarte vom 1. Juni 2023 im 
Maßstab 1 : 10 000 grün umgrenzt eingetragen. Maßgebend 
für den Grenzverlauf ist die Linienaußenkante der Grenzein-
tragung auf der Flurkarte. Die Karten sind Bestandteil der 
Verordnung.

(3) Die Verordnung mit Karten wird beim Landratsamt 
Bautzen, Verwaltungsstandort Kamenz, Macherstraße 55, 
01917 Kamenz, zur kostenlosen Einsicht durch jedermann 
während der Sprechzeiten niedergelegt.

§ 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft.

Kamenz, den 19. Dezember 2023

Landratsamt Bautzen 
Reinisch 

Beigeordnete
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Flurkarte zur Ausgliederung aus dem LSG Westlausitz;

Ergänzungssatzung "Wohnbebauung Krohnenbergstraße II", Großröhrsdorf, OT Hauswalde

Herausgeber:
Landratsamt Bautzen
Umwelt- und Forstamt

Kartengrundlage: Auszug aus dem ALKIS
Quelle: GeoSN, dl-de/by-2-0
Änderungen und thematische Ergänzungen durch den
Herausgeber.
Jede weitere Vervielfältigung bedarf der Erlaubnis des
Herausgebers.

Maßstab: 1 : 1000
Bearbeitungsstand: 01. Juni 2023

zur Abrenzung der Ausgliederung 

gesetzter Eckpunkt

Ausgliederungsfläche

Legende

neue Schutzgebietsaußengrenze
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Übersichtskarte zur Ausgliederung aus dem LSG Westlausitz;
Ergänzungssatzung "Wohnbebauung Krohnenbergstraße II", Großröhrsdorf, OT Hauswalde

Herausgeber:
Landratsamt Bautzen
Umwelt- und Forstamt

Kartengrundlage: Web-Atlas SN © GeoBasisDE/BKG 2023
Quelle: GeoSN, dl-de/by-2-0
Änderungen und thematische Ergänzungen durch den
Herausgeber.
Jede weitere Vervielfältigung bedarf der Erlaubnis des
Herausgebers.

Legende

Lage der

Ausgliederungsfläche
Maßstab: 1 : 10 000
Bearbeitungsstand: 01. Juni 2023
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Bekanntmachung 
der Sächsischen Staatskanzlei 

über das Inkrafttreten von Staatsverträgen
Vom 2. Januar 2024

Die Sächsische Staatskanzlei gibt das Inkrafttreten des 
folgenden Staatsvertrages bekannt:

Der Vierte Staatsvertrag zur Änderung medienrecht-
licher Staatsverträge (Vierter Medienänderungsstaats-

vertrag) (SächsGVBl. 2023 S. 818) ist gemäß seinem Arti-
kel 4 Absatz 2 Satz 1 am 1. Januar 2024 in Kraft getreten.

Dresden, den 2. Januar 2024

Sächsische Staatskanzlei 
Bechtel 

Referatsleiterin
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Die Stichwortverweise beziehen sich auf die Heftnummer/Seite. 

Amtliche Kurzbezeichnungen und Abkürzungen sind fett kursiv kenntlich gemacht. 

4. DRÄndG. Siehe Viertes Dienstrechtsände-
rungsgesetz

A
Abendgymnasien- und Kollegverordnung

Verordnung zur Änderung schulrechtlicher 
Vorschriften über die schulische Bildung und 
Prüfung an allgemeinbildenden Gymnasien 12/413

Abendoberschulen. Siehe Schulordnung Ober- 
und Abendoberschulen

Abgeordnetengesetz
Anpassung der Grundentschädigung für die 

Mitglieder des Sächsischen Landtages … 11/320
Anpassung von Kostenpauschalen, Entschädi-

gungsleistungen und Abzugsbeträgen …… 08/106
Abiturprüfung. Siehe Schulordnung Gymna-

sien Abiturprüfung
Agrar- und Forstverwaltung. Siehe Sächsische 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Agrar- 
und Forstverwaltung

B
Beihilfen. Siehe Sächsische Beihilfeverordnung
Berufsschulen. Siehe Schulordnung Berufsschule
berufsständische Vertretung der Heilberufe, 

Gesetz …………………………………………… 14/559
Berichtigung ……………………………………… 18/845

Berufsvorbereitungsjahrzuweisungsverordnung
Änderung ………………………………………… 08/100

BSO. Siehe Schulordnung Berufsschule
Bundes-Immissionsschutzgesetz. Siehe Säch-

sische Immissionsschutz-Zuständigkeits-
verordnung

C
Corona-Pandemie. Siehe Sächsische Corona-

Schutz-Verordnung

D
Denkmalschutzbehörde

Teilwiderruf der Aufgaben der Unteren Denk-
malschutzbehörde der Stadt Pirna ………… 18/844

Deutschlandradio-Staatsvertrag
Vierter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 18/820

Deutschlandticket-Finanzierungsverord-
nung 2023 ……………………………………… 14/587

Dolmetscher. Siehe Sächsisches Dolmetscher-
gesetz; Sächsische Dolmetscherverordnung

Dritter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 10/119
Inkrafttreten ……………………………………… 15/669

DTFinVO2023. Siehe Deutschlandticket-Finan-
zierungsverordnung 2023

Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz
Änderung …………………………………………… 04/40

E
eGBR-Staatsvertrag

Inkrafttreten ……………………………………… 15/670
E-Justiz. Siehe Sächsische E-Justizverordnung
Elternmitwirkungsverordnung

Erste Verordnung zur Änderung ……………… 20/934
Energiepreispauschale. Siehe Sächsisches 

Energiepreispauschale-Gesetz; Sächsische 
Studierenden-Energiepreispauschalenver-
ordnung

F
Fachhochschule-Meißen-Gesetz

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen ………………………… 12/374

Fachschulen. Siehe Schulordnung Fachschule
Finanzausgleich. Siehe Schlüsselmassenver-

ordnung 2024
Finanzausgleichsmassengesetz 2023/2024

Gesetz zur Änderung von Gesetzen des kom-
munalen Finanzausgleichs ………………… 17/778

Finanzverwaltung. Siehe Sächsische Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Staatsfinanz-
verwaltungsdienst

Finanzverwaltungszuständigkeitsverordnung
Dreiundzwanzigste Verordnung zur Änderung 10/232
Vierundzwanzigste Verordnung zur Änderung 20/892

Flächennaturdenkmal
Auwald am Neumarker Bach, Festsetzung 

durch Landratsamt Zwickau ……………… 17/804
Neumarker Bach, Festsetzung durch Land-

ratsamt Zwickau ……………………………… 17/796
Förderschülerbetreuung. Siehe Sächsische 

Förderschülerbetreuungsverordnung
Förderzuständigkeitsverordnung SMWK

Dritte Verordnung zur Änderung ……………… 20/938
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Forstverwaltung. Siehe Sächsische Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Agrar- und 
Forstverwaltung

FSO. Siehe Schulordnung Fachschule

G
Gebärdensprachdolmetscher. Siehe Säch-

sisches Dolmetschergesetz; Sächsische 
Dolmetscherverordnung

Gemeindliche-Vollzugsbediensteten-Verord-
nung ……………………………………………… 10/230

Gemeinsame Agrarpolitik. Siehe Sächsische 
GAP-Umsetzungsverordnung

Gemeinschaftsschulen. Siehe Schulordnung 
Gemeinschaftsschulen

GemVollzVO. Siehe Gemeindliche-Vollzugsbe-
diensteten-Verordnung

Gesetz über den Kommunalen Sozialverband 
Sachsen
Änderungen

Gesetz über die berufsständische 
Vertretung der Heilberufe im Freistaat 
Sachsen ………………………………… 14/584

Sächsisches Gesetz zur Durchführung 
des Vierzehnten Buches Sozialgesetz-
buch und weiterer Sozialer Entschädi-
gungsgesetze ………………………… 20/887

Gesetz über die Errichtung eines Sonderver-
mögens „Fonds für digitale Teilhabe und 
schnelles Internet”
Änderung ………………………………………… 14/558

Gesetz über Kindertageseinrichtungen
Zweites Gesetz zur Änderung ………………… 12/326

Gesetz zur Finanzierung des Ausbildungsver-
kehrs im Öffentlichen Personennahverkehr
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/377
Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und 

Männern im öffentlichen Dienst im Freistaat 
Sachsen
Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-

ckungsrechts und weiterer verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften im Freistaat 
Sachsen ……………………………………… 20/883

Gesetz zur Regelung des Verwaltungsver-
fahrens- und des Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen
Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-

ckungsrechts und weiterer verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften im Freistaat 
Sachsen ……………………………………… 20/882

Glücksspielstaatsvertrag 2021
Gesetz zur Anpassung landesrechtlicher Vor-

schriften ………………………………………… 08/74
Inkrafttreten der Änderung ……………………… 02/23

Gymnasien. Siehe Schulordnung Gymnasien 
Abiturprüfung

H
Heizkostenzuschuss. Siehe Sächsische Heiz-

kostenzuschussverordnung
Hochschule Meißen (FH). Siehe Verordnung 

des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern über die Bezeichnung der Hochschulgrade

Hochschulen. Siehe Sächsische Studienplatz-
vergabeverordnung; Sächsische Zulas-
sungszahlenverordnung 2023/2024

Hochschulsteuerungsverordnung ……………… 02/18
HSSteuVO. Siehe Hochschulsteuerungsverordnung
Hygienekontrollen; Sächsische Hygienekont-

rolle-Ausbildungs- und Prüfungsordnung

I
Immissionsschutz. Siehe Sächsische Immissi-

onsschutz-Zuständigkeitsverordnung
IT-Administrations-Förderverordnung

Änderung ………………………………………… 17/788

J
Jugendhilfe. Siehe Landesjugendhilfegesetz
Justizvollzugsdienst. Siehe Sächsische 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung Justiz-
vollzugsdienst

K
Kindertagesbetreuung. Siehe Sächsische 

Kindertageseinrichtungen-Finanzierungs-
verordnung
Verordnung zur Umsetzung der Neuregelungen 

bei der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung …………………………………………… 15/627

Klassenbildung. Siehe Sächsische Klassenbil-
dungsverordnung

kommunaler Finanzausgleich
Gesetz zur Änderung von Gesetzen des ~ … 17/778

Kommunalwahlgesetz, Durchführung. 
Siehe Sächsische Kommunalwahlordnung

Kommunen. Siehe Sächsische Fraktionsfinan-
zierungsverordnung

Kommunikationshilfen. Siehe Sächsische 
Kommunikationshilfenverordnung

Krankenhäuser. Siehe Sächsische Pauschal-
förderungsverordnung

L
Landesjugendhilfegesetz

Änderung …………………………………………… 07/64
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Landeswahlordnung……………………………… 10/129
Landschaftsschutzgebiet (LSG)

Bernsdorfer Teichlandschaft, Änderung der 
Abgrenzung ……………………………………… 04/42

Naherholungsgebiet Hoyerswerda, Änderung 
der Abgrenzung ……………………………… 11/313

Oberes Osterzgebirge, Änderung der Abgren-
zung …………………………………………… 18/842

Oberlausitzer Bergland, Änderung der Abgren-
zung ………………………… 09/113, 17/812, 19/865

Partheaue, Änderung der Abgrenzung ……… 08/104
Trebendorfer Abbaufeld, Änderung ………… 17/794
Westlausitz, Änderung der Abgrenzung ……

17/789, 20/949
LAPO II. Siehe Lehramtsprüfungsordnung II
Lehramtsprüfungsordnung II ………………… 18/822
Lehrer-Qualifizierungsverordnung

Verordnung zu Anpassungen in der Lehrkräf-
teaus- und -weiterbildung …………………… 18/832

LehrkräfteEndErgänzFöVO. Siehe Lehrkräfte-
Endgeräte-Ergänzungs-Förderverordnung

Lehrkräfte-Endgeräte-Ergänzungs-Förderver-
ordnung ………………………………………… 13/425

LWO. Siehe Landeswahlordnung

M
Medienstaatsvertrag

Dritter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 10/119
Gesetz zum ~ …………………………… 10/118

Vierter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 18/818

N
Nachbarrecht. Siehe Gesetz zur Änderung des 

sächsischen Nachbar- sowie Richter- und 
Staatsanwaltsrechts; Sächsisches Nachbar-
rechtsgesetz

Naturdenkmäler
Aufhebungen

Landratsamt Zwickau …………………… 11/316
Naturpark „Erzgebirge/Vogtland“

Änderung auf dem Gebiet der Gemeinde 
Raschau-Markersbach ……………………… 17/792

Naturschutzgebiet
Mühlbusch Plotzen, Festsetzung ……………… 07/65

O
Oberschulen. Siehe Schulordnung Ober- und 

Abendoberschulen
Obst-Erzeugerorganisationen. Siehe Ver-

ordnung über die Anerkennung von Obst-
Erzeugerorganisationen

öffentlicher Personennahverkehr. Siehe Ver-
ordnung zur Finanzierung des öffentlichen 
Personennahverkehrs

Ordnungswidrigkeiten-Zuständigkeitsverordnung
Dritte Verordnung zur Änderung ……………… 19/862

Zweite Verordnung zur Änderung …………… 13/420

P
Prüfungsverordnung Waldorfschulen

Verordnung zur Änderung schulrechtlicher 
Vorschriften über die schulische Bildung und 
Prüfung an allgemeinbildenden Gymnasien 12/413

R
Richter. Siehe Sächsisches Richtergesetz
Richter- und Staatsanwaltsrecht. Siehe Gesetz 

zur Änderung des sächsischen Nachbar- 
sowie Richter- und Staatsanwaltsrechts

S
SächsAPOAgrFor. Siehe Sächsische Ausbil-

dungs- und Prüfungsordnung Agrar- und 
Forstverwaltung

SächsAPO-Justiz-JVD. Siehe Sächsische 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung Justiz-
vollzugsdienst

SächsAPOStF. Siehe Sächsische Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung Staatsfinanzverwal-
tungsdienst

SächsBeamtVG. Siehe Sächsisches Beamten-
versorgungsgesetz

SächsBesG. Siehe Sächsisches Besoldungsgesetz
SächsDolmG. Siehe Sächsisches Dolmet-

schergesetz
SächsDolmVO. Siehe Sächsische Dolmet-

scherverordnung
SächsEPPG. Siehe Sächsisches Energiepreis-

pauschale-Gesetz
SächsEPPSVO. Siehe Sächsische Studieren-

den-Energiepreispauschalenverordnung
SächsFraktfinVO. Siehe Sächsische Fraktions-

finanzierungsverordnung
SächsGAPUVO. Siehe Sächsische GAP-Um-

setzungsverordnung
SächsGleiG. Siehe Sächsisches Gleichstel-

lungsgesetz
SächsHKaG. Siehe Sächsisches Heilberufe-

kammergesetz
SächsHSG. Siehe Sächsisches Hochschulgesetz
SächsHSGradeFHMeißenVO. Siehe Verord-

nung des Sächsischen Staatsministeriums 
des Innern über die Bezeichnung der Hoch-
schulgrade

SächsHygkoAPO. Siehe Sächsische Hygiene-
kontrolle-Ausbildungs- und Prüfungsordnung

Sächsiche Lehr- und Lernmittelverordnung. 
Siehe Sächsische Lernmittelverordnung

SächsImSchZuVO. Siehe Sächsische Immissi-
onsschutz-Zuständigkeitsverordnung

Sächsische Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Agrar- und Forstverwaltung ………… 11/300
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Sächsische Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Justizvollzugsdienst ………………… 17/779

Sächsische Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung Staatsfinanzverwaltungsdienst …… 15/616

Sächsische Beihilfeverordnung
Verordnung zur Änderung dienstrechtlicher 

Vorschriften …………………………………… 11/251
Zweite Verordnung zur Änderung dienstrechtli-

cher Vorschriften …………………………… 20/893
Sächsische Corona-Schutz-Verordnung

Änderung …………………………………… 01/2, 03/26
Aufhebung ………………………………………… 06/58

Sächsische Dolmetscherverordnung ………… 10/233
Sächsische E-Justizverordnung

Zwanzigste Verordnung zur Änderung ………… 02/17
Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung 09/112
Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung 11/283
Dreiundzwanzigste Verordnung zur Änderung 13/422
Vierundzwanzigste Verordnung zur Änderung 15/626
Fünfundzwanzigste Verordnung zur Änderung 20/930

Sächsische Fachassistentenverordnung
Änderung ………………………………………… 20/939

Sächsische Förderschülerbetreuungsverordnung
Verordnung zur Umsetzung der Neuregelungen 

bei der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung …………………………………………… 15/627

Sächsische Fraktionsfinanzierungsverord-
nung ……………………………………………… 09/110

Sächsische Ganztagsangebotsverordnung
Dritte Verordnung zur Änderung ……………… 13/429

Sächsische GAP-Umsetzungsverordnung …… 02/8
Sächsische Gemeindeordnung

Änderung durch Artikel 5 des Gesetzes zur 
Anpassung stiftungsrechtlicher Vorschriften 20/875

Änderung durch Artikel 5 des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen … 19/861

Sächsische Heilverfahrensverordnung
Verordnung zur Änderung dienstrechtlicher 

Vorschriften ……………………………11/265, 11/266
Zweite Verordnung zur Änderung dienstrechtli-

cher Vorschriften …………………………… 20/899
Sächsische Heizkostenzuschussverordnung

Änderung …………………………………………… 07/63
Sächsische Hygienekontrolle-Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung ……………………… 11/284
Sächsische Immissionsschutz-Zuständigkeits-

verordnung ……………………………………… 14/593
Sächsische Justizorganisationsverordnung

Elfte Verordnung zur Änderung ……………… 20/932
Sächsische Kindertageseinrichtungen-Finan-

zierungsverordnung
Verordnung zur Umsetzung der Neuregelungen 

bei der Finanzierung der Kindertagesbetreu-
ung …………………………………………… 15/627

Sächsische Klassenbildungsverordnung
Verordnung zu Änderungen der Klassenbildung 

13/427

Sächsische Kommunalpauschalenverordnung 18/837
Sächsische Kommunalwahlordnung ………… 16/674
Sächsische Kommunikationshilfenverordnung

Änderung …………………………………………… 02/6
Sächsische Landkreisordnung

Änderung durch Artikel 6 des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen … 19/861

Sächsische Lernmittelverordnung
Erste Verordnung zur Änderung ……………… 13/428

Sächsische Pauschalförderungsverordnung 08/101
Sächsische Schifffahrtsverordnung

Dritte Verordnung zur Änderung ……………… 13/441
Sächsische Schülerunterbringungsleistungs-

verordnung
Änderung …………………………………………… 08/90

Sächsisches Ausführungsgesetz zum Bun-
desausbildungsförderungsgesetz
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/374
Sächsisches Ausführungsgesetz zum Glücks-

spielstaatsvertrag
Änderung …………………………………………… 08/74

Sächsisches Ausführungsgesetz zum Tier-
schutzgesetz und zu weiteren tierschutz-
rechtlichen Vorschriften
Erstes Gesetz zur Änderung ………………… 11/250

Sächsisches Beamtengesetz
Änderung duch Artikel 2 des Gesetzes zur 

Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen … 19/860

Gesetz zur Änderung des Sächsischen Beam-
tengesetzes und weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften …………………………………… 13/418

Viertes Dienstrechtsänderungsgesetz ……… 14/471
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/375
Sächsisches Beamtenversorgungsgesetz … 14/510

Viertes Dienstrechtsänderungsgesetz ……… 14/467
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/376
Sächsisches Berufsakademiegesetz

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen ………………………… 12/374

Sächsisches Besoldungsgesetz ……………… 14/476
Änderung durch Artikel 3 des Gesetzes zur 

Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen … 19/860

Gesetz zur Änderung des Sächsischen Beam-
tengesetzes und weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften …………………………………… 13/419

Viertes Dienstrechtsänderungsgesetz ……… 14/467
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/375
Sächsisches Dolmetschergesetz ………………… 08/85
Sächsisches Energiepreispauschale-Gesetz … 04/34
Sächsisches Finanzausgleichsgesetz

Gesetz zur Änderung von Gesetzen des kom-
munalen Finanzausgleichs ………………… 17/778
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Sächsisches Frauenförderungsgesetz
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/375
Sächsisches Gesetz über Schulen in freier 

Trägerschaft
Änderung von Rechtsnormen für Schulen in 

freier Trägerschaft im Jahr 2023 ………… 14/585
Sächsisches Gesetz zur Ausführung des 

Sozialgesetzbuches
Gesetz zur Änderung des Sächsischen Beam-

tengesetzes und weiterer dienstrechtlicher 
Vorschriften …………………………………… 13/418

Sächsisches Gesetz zur Durchführung des 
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch und 
weiterer Sozialer Entschädigungsgesetze 20/884

Sächsisches Gleichstellungsgesetz ………… 19/850
Sächsisches Heilberufekammergesetz ……… 14/559
Sächsisches Hochschulgesetz ………………… 12/329
Sächsisches Hochschulzulassungsgesetz

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen ………………………… 12/373

Sächsisches Informationssicherheitsgesetz
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/376
Sächsisches Justizgesetz

Sächsisches Gesetz zur Durchführung des 
Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch und 
weiterer Sozialer Entschädigungsgesetze 20/889

Sächsisches Kirchensteuergesetz
Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-

ckungsrechts und weiterer verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften im Freistaat 
Sachsen ……………………………………… 20/882

Sächsisches Kommunalabgabengesetz
Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-

ckungsrechts und weiterer verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften im Freistaat 
Sachsen ……………………………………… 20/880

Sächsisches Nachbarrechtsgesetz …………… 14/446
Sächsisches Personalvertretungsgesetz

Änderung durch Artikel 4 des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern im 
öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen … 19/861

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen ………………………… 12/375

Sächsisches Polizeifachhochschulgesetz
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/375
Sächsisches Reisekostengesetz

Gesetz zur Änderung …………………………… 11/246
Sächsisches Richtergesetz …………………… 14/451

Viertes Dienstrechtsänderungsgesetz ……… 14/546
Sächsisches Schulgesetz

Fünftes Gesetz zur Änderung …………………… 07/62
Sächsisches Sorbengesetz

Ergänzung der sorbischsprachigen Fassung zur 
Änderung ……………………………………… 11/321

Sächsisches Sozialanerkennungsgesetz
Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-

cher Bestimmungen ………………………… 12/376
Sächsisches Spielbankengesetz

Änderung …………………………………………… 08/78
Sächsisches Stiftungsgesetz ………………… 20/870
Sächsische Straßenverkehrsrechtsverordnung

Änderung …………………………………………… 04/35
Sächsische Studienplatzvergabeverordnung

Fünfte Verordnung zur Änderung …………… 13/439
Sächsische Studierenden-Energiepreispau-

schalenverordnung ……………………………… 05/50
Sächsisches Vermessungs- und Katasterge-

setz. Siehe auch Durchführungsverordnung
Sächsisches Wahlgesetz ……………………… 15/598
Sächsische Vermessungskostenverordnung

Änderung …………………………………………… 04/37
Sächsische Vertretungsverordnung ………… 10/124
Sächsische Wohnpflichtverlängerungsverordnung

Änderung ………………………………………… 12/378
Sächsische Zulassungszahlenverordnung 

2023/2024 ……………………………………… 13/430
SächsKomPauschVO. Siehe Sächsische Kom-

munalpauschalenverordnung
SächsKomWO. Siehe Sächsische Kommunal-

wahlordnung
SächsNRG. Siehe Sächsisches Nachbarrechts-

gesetz
SächsPauschVO. Siehe Sächsische Pauschal-

förderungsverordnung
SächsRiG. Siehe Sächsisches Richtergesetz
SächsStiftG. Siehe Sächsisches Stiftungsgesetz
SächsVertrVO. Siehe Sächsische Vertretungs-

verordnung
SächsWahlG. Siehe Sächsisches Wahlgesetz
SächsZZVO 2023/2024. Siehe Sächsische 

Zulassungszahlenverordnung 2023/2024
Schlüsselmassenverordnung 2024 …………… 19/864
Schulintegrationsverordnung

außer Kraft durch Artikel 2 der Verordnung zu 
Änderungen der Klassenbildung ………… 13/427

Schulordnung Berufsschule ……………………… 08/92
Schulordnung Fachschule ……………………… 15/638
Schulordnung Förderschulen

Dritte Verordnung zur Änderung ……………… 15/630
Schulordnung Gemeinschaftsschulen

Verordnung zur Änderung schulrechtlicher 
Vorschriften über die schulische Bildung und 
Prüfung an allgemeinbildenden Gymnasien 12/414

Schulordnung Gymnasien Abiturprüfung …… 12/379
Berichtigung ……………………………………… 15/668

Schulordnung Ober- und Abendoberschulen
Verordnung zur Änderung schulrechtlicher 

Vorschriften über die schulische Bildung und 
Prüfung an allgemeinbildenden Gymnasien 12/414

Schwangerschafts- und 
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen-
förderverordnung
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SOGYA. Siehe Schulordnung Gymnasien 
Abiturprüfung

Staatsanwälte. Siehe Sächsisches Richtergesetz
Stadtbahn Dresden 2020

Verlängerung der Geltungsdauer der Verord-
nung über die Festlegung des Planungsge-
bietes ………………………………………… 18/841

Stiftungen. Siehe Sächsisches Stiftungsgesetz
stiftungsrechtliche Vorschriften

Gesetz zur Anpassung ………………………… 20/870
Strafverfahren

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/800 über 
Verfahrensgarantien für Kinder …………… 20/952

Straßenverkehr. Siehe Sächsische Straßenver-
kehrsrechtsverordnung

Studierenden-Energiepreispauschalengesetz, 
Durchführung. Siehe Sächsische Studieren-
den-Energiepreispauschalenverordnung

U
Übersetzer. Siehe Sächsisches Dolmetscher-

gesetz; Sächsische Dolmetscherverordnung
Universitätsklinika-Gesetz

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen ………………………… 12/374

V
vermessungsrechtliche Bestimmungen, Ände-

rungen ……………………………………………… 04/37
Verordnung des Sächsischen Staatsministe-

riums des Innern über die Bezeichnung der 
Hochschulgrade an der Hochschule Meißen 
(FH) und Fortbildungszentrum …………… 20/891

Verordnung über die Anerkennung von Obst-
Erzeugerorganisationen
Änderung ………………………………………… 19/863

Verordnung zur Finanzierung des öffentlichen 
Personennahverkehrs
Änderung …………………………………………… 04/36

Vertretung des Freistaates Sachsen 
in gerichtlichen Verfahren. Siehe Sächsi-
sche Vertretungsverordnung

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für den 
Freistaat Sachsen
Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-

ckungsrechts und weiterer verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften im Freistaat 
Sachsen ……………………………………… 20/876

Vierter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 18/818
Gesetz zum ~ …………………………………… 18/818

Viertes Dienstrechtsänderungsgesetz ……… 14/467

W
Wahlgesetz. Siehe Sächsisches Wahlgesetz
Waldorfschulen. Siehe Prüfungsverordnung 

Waldorfschulen
Weiterbildungsgesetz Gesundheitsfachberufe

Gesetz über die berufsständische Vertretung 
der Heilberufe im Freistaat Sachsen ……… 14/584

Wohnpflicht. Siehe Sächsische Wohnpflicht-
verlängerungsverordnung

Z
ZDF-Staatsvertrag

Vierter Medienänderungsstaatsvertrag ……… 18/820
Zehntes Sächsisches Kostenverzeichnis

Änderung …………………………………………… 08/83
Zuschussverordnung

Änderung von Rechtsnormen für Schulen in 
freier Trägerschaft im Jahr 2023 … 14/585, 14/586

Zuständigkeitsübertragungsverordnung Justiz
Achte Verordnung zur Änderung ……………… 13/424

Zuständigkeitsverordnung Landwirtschaft/
Forsten/Gentechnik
Änderung …………………………………………… 02/21

Zuständigkeitsverordnung Tierschutz
Änderung ………………………………………… 14/592

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrecht-
licher Bestimmungen ………………………… 12/329
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